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Nr. 62. Mittag⸗Ausgabe. 


Deutſchland. 
O. K. C. Landtags= Verhandlungen. 
Berlin, 5. Februar. 
43. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. 

Eröffnung 10% Uhr. Am Miniſtertiſch: Frhr. U. d. Heydt, v. Selchow, 
Graf Bismarck mit 1. ute Commiſſarien, 

Abg. v Saucen ⸗Julienfelde (vor der T⸗O.): Ich habe das Wort 
ergriffen in Betreff des Berichtes der Regierung, der in Bezug auf meine 
letzthin hier gethanen Aeußerungen über den Nothſtand eingegangen iſt. 
(Sit heute verkbeilt.) Der Bericht beweiſt, daß meine Worte nicht verflogen 
find, ſondern daß ihre Wirkung eine weitere und ausgedehntere war, als ich 
ſelbſt erwartet hatte. Zweitens conſtatire und freue ich mich, daß keine ein⸗ 

„zige meiner Hauptangaben widerlegt worden iſt, daß in dem Berichte die 
eweiſe der Richtigkeit gedruckt zu leſen find. Drittens freue ich mich, daß 
ich, während ich im Moment ganz unvorbereitet auf zwei Aeußerungen von 
Vorrednern antworten mußte, die nicht richtig und dem Intereſſe der Pro⸗ 
pinz zuwider waren, obgleich ich keine Papiere bei mir hatte, aus denen ich 
Etwas entnehmen konnte, dennoch in allen Hauptſachen richtige An⸗ 
gaben gemacht habe. Wenn ich mich manchmal in der Titulatur der Be⸗ 
amten vergriffen habe, ſo werden Sie mir das wohl nicht übel nehmen. 
(Ruf: Nein! Heiterkeit.) Ich habe das Wort bejonders wegen eines Satzes 
aus dem Schreiben des — Finanzminiſters ergriffen, wonach es fait 
ſcheinen könnte, als hätte ich mich geweigert, Aus 
Punkte, die ich damals hier angeregt. Ich bat den Herrn Finanzminiſter, 
erſt den ſtenographiſchen Bericht meiner Rede abzuwarten, dann bin ich zu 
ihm erangetreten, an denſelhen Platz, auf dem er jetzt ſitzt und habe ihn 
gebeten, mir eine Stunde zu bezeichnen, in der ich ihn ſprechen könnte. Ich 
verſprach ihm über Alles Auskunft zu geben, nur auf eine en be g habe 
ich mich geweigert Auskunft zu geben, indem ich den Namen des Ober⸗ 
förſters nicht nennen wollte, eines Chrenmannes, der mir jene Angaben im 
nterefje der Nothleidenden gemacht hatte. Sie werden die Gründe wohl 
gen, die mich bewogen, dieſen Mann dem Herrn Miniſter nicht zu nennen 
(Beifall und Zuſtimmung links) und ich glaube nicht, daß Einer im Hauſe 
iſt, der mir dies verdenken wird. (Bravo.) — 
nanzminiſter v. d. Heydt: Ich war bei der betreff 


enden Rede des Herrn 
Abgeordneten nicht im Hauſe, als ich von ſeinen Mittheilungen Kenntniß 


unft zu geben über die 


nahm, glaubte ich dem Hauſe und der Verwaltung ſchuldig zu ſein, auf die 


Aeußerungen zu antworten und den Herrn Abgeordneten um nähere Aus⸗ 
kunft zu bitten. Dieſe hat mir der Herr Abgeordnete nicht gegeben, ſondern 
mir geantwortet, man würde aus ſeiner Rede erſehen, daß alles in Richtig⸗ 
keit ſei. Er wollte mir Privatbriefe zeigen, ich ſagte ihm, ich hätte an Pripat⸗ 
briejen kein Intereſſe, ich wollte nur die Richtigkeit der Thatſachen conſtatiren 
im Intereſſe der Verwaltung. Ich habe dieſen Bericht in Folge deſſen ein⸗ 
gefordert und geglaubt, ihn dem Hauſe mittheſten zu müſſen. 

Darauf wird in die Tagesordnung eingetreten: Fortſetzung der Berathung 
über das Geſetz betr. den hannoverſchen Provinzialfonds. 

Reg.⸗Commiſſar Küfter wendet ſich in längerer 
rechtlichen Ausführungen, die Abg. v. Vincke (Minden) geſtern gemacht und 
worin er die rechtliche Verpflichtung des Staates für die Zwecke, zu denen 
der Provinzialfonds beſtimmt iſt, Beitritt Der Reg.⸗Commiſſar ſucht durch 
Citate aus hannoverſchen Geſetzen nachzuweiſen, daß dieſe rechtliche Verpflich⸗ 
tung des Staates ſpeciell für die Ausgaben der Landſchaften bis zu einer 
beſtimmten Höhe beſtehe. — Die Blinden⸗, Taubſtummen und Irrenanſtalten 
ſeien in Hannover Staatsanſtalten, die angeſtellten Beamten Staatsbeamten 


geweſen; die preußiſche Regierung hätte dieſelben deshalb als Staatsanſtalten 
übernehmen müſſen; wenn man die Sorge dafür nun der Provinz über⸗ 


weiſen wolle, müſſe eine Au u ü — Die Juden 
ätten in Hannover eine . e Stellung, als oe 
Auen es 111 been nde m 
der Staatskaſſe gegeben 255 > > 
8 dem Barren Antrage wird ein Amendement des Abg. Well: 
mann eingebracht: a D ar : 
„300,000 Bi I.“, 2) in Nr. 3 zu ſetzen ſtatt „500,000 Thlr.“ die Worte: 
„800,000 Thlr. als dauernde e 
Abg. v. Kar dorff (für die ſtaus . 
die Aeußerungen des Abg. v. Vincke (Minden): „Wir in den alten Provin⸗ 
805 haben ja auch Selbſtderwaltung, wir haben ja die Provinzialſtände. 
Ich hatte geglaubt, Herr v. Vincke wäre der berechtigte Interpret der Ver⸗ 
Ae Andre dete Stein's und des Oberpräſidenten v. Vincke, und daß 
dieſe Männer ſich mit ſo beſcheidenen Anſprüchen nicht begnügt hätten wie 
Herr v. Vincke. Um ſo mehr habe ich mich natürlich darüber gefreut, daß 
der Herr Miniſterpräſident in fo entſchiedener Weile den wohlgegründeten 
ſeaſpruch der Nation auf Decentraliſation anerkannt hat; es iſt dies ein 
hezensreicher Fortſchritt in unſerem Staatsminiſterium, der um ſo deutlicher 
ervortritt, wenn man damit die Anſichten des Miniſters des Innern bei 
ti Budgetberathung vergleicht, die noch immer das Princip des büreaukra⸗ 
chen Gängelbandes feſthielten. — Die Frage der Decentraliſation iſt keine 
4 kteifrage. Bei uns finden Sie die centralijirte Büreaukratie von der 
daberſten Linken bis zur äußerſten Rechten (Ruf: ſehr wahr!); das Syſtem 
ab, Kanpöftichen Präfectur, wie es ſich bei vielen Behörden ausprägt, iſt 
Vor der deutſchen Nation vollſtändig antipathiſch. Ich habe deshalb die 
lage mit Frenden begrüßt als den erſten Schritt zur Selbitverwaltung, 
Was nun die rechtliche Seite der Frage betrifft, jo unterliegt es keinem 
weifel, daß der preußiſche Staat der Rechts⸗Succeſſor des hannoverſchen 
t tales geworden, und daß deshalb dAS früher hannoverſche Staatseigen: 
Dum jetzt Eigenthum des preußiſchen Staates iſt. Für den preußiſchen 
füt entſteht aber daraus natürlich auch die Verpflichtung, die Ausgaben 
be die Zwecke zu beſtreiten, die aus den übernommenen Summen früher 
en wurden. 
Alm ddei muß man aber aus Feen die eigenthümlichen Ver 
ien der 15 möglichſt berückſichtigen, ſoweit es unſere finanziellen 
des Vittel geſtatten. Es kann mir nicht einfallen, mich auf eine Berechnung 
Die dermogens und der Beſteuerung der ei zelnen Provinzen 1 
war hierbei angegebenen ne paſſen zum Theil gar nicht. chleſien 
jar keine eroberte Provinz, ſondern ein Land, auf das die Brandenburger 
bun gutes Recht hatten. (öiterteit) Soll denn das Glück der Einverlei⸗ 
ſage für die Hannoveraner darin . — daß ſie in die Lage kommen, zu 
unſede Preußen hat uns unſere Capitalien genommen und uns verhindert, 
doch die Pefangenen Chauſſeen zu bauen? — Herr v. Vincke ſchlägt denn 
ante timmung einer Bevölkerung zu gering an. Ich will dieſe Ver⸗ 
dara ortung nicht ubernehmen in einer Zeit, wo die welfiſche Partei nur 
e U) wartet, Gründe zur Agitation gegen uns zu bekommen. — Gegen 
ſorium trag Dieſt muß ich mich entſchieden erklären, da derſelbe ein Provi⸗ 
conflict ſtatuirt. Aus Proviſorlen entſtehen — das haben wir am Militär: 
öge maehen — Conflict. Wenn die Vorlage nicht gerecht eribeint, jo 
gewähren fie lieber ganz ablehnen, als die Mittel in ungenügender Weiſe 
1 Alſo kein Probtſorium, ſondern feſte Zuſtände! Das „Suum 
Sie dem es nehme ich für mich und meinen Antrag in Anſpruch: „Geben 
Rente, au taate Preußen das Capital, das ihm gehört und Hannover die 
Graf le es ein Recht hat (Beifall). 8 
der ſtenogra bischen Ich bin überzeugt, daß bei einer genauen Prüfung 
Auslaffungen iſchen Berichte ſich ein principieller Unterſchied zwiſchen den 
der Decenkraliſan im Namen des Miniſteriums des Innern über die Frage 
kann; denn eien gefallen ſind, und zwiſchen den meinigen nicht finden 
nun eine Wen uneide aweieliofe Thatfade, daß im Sschoobe ves Minite 
Aber einig find "ngSberichiedenbeit, hierüber nicht herrſcht, daß wir Alle dar⸗ 
charakteriſirt habe, zue Decentraliſation in dem Maaße, wie ich es geſtern 
anderer Meinun erſtreben, daß auch der Herr Miniſter des Innern nicht 
der Ausführun 971 Bes tft moglich, daß er in Bezug = die Modalität 
ter ſceptiſchere Inf ich ereitwilligkeit zur Uebernahme unbeſoldeter Ehrenäm⸗ 
mb. Das ift ein Jen hat, als ſie mir und dem Herrn Vorredner eigen 
übrun als b her 2 der Srjahrung: ſollte ſich ſeine Anſicht in der Aus: 
Pr fahren egrün 10 Aigen, o würde das vielleicht zu der Nothwendig⸗ 
ondern den un 4 ausſch ießlich auf unbeſoldete Ehrenämter zu recurriren, 
Eee a hängigen provinziellen Körperſchaften, wie wir das ja ſchon 
— Das ſind A ſachkundige eamte beizugeben, die ſie wähle 0 
odalitaten der Ausführung, auf die ich jetzt nicht weiter 


Ausführung gegen die 


ihren Unterrichts⸗ ꝛc. Anſtalten früher 


in Nr. zu ſetzen ſtatt „500,000 Thlr.“ die Worte: 


orlage): Mit Erſtaunen hörte ich geſtern 


en mögen. 


E 


eingehen will. Darüber aber iſt das Staatsminiſterium in ſich einig, daß 
der Zuſtand, wie er gegenwärtig vorhanden iſt, ſo bald wie möglich aufhören 
möge, der Zuſtand, daß über jeden Zaun, über jede Brückenboble durch fünf 


Inſtanzen bis nach Berlin gegangen wird, und daß ſchließlich die beiden 


1 Pole, die Bezirks⸗Gendarmen und die geheimräthlichen Regionen 
im Miniſterium, doch die eigentlich entſcheidenden Nur ſind. (Heiterkeit). 
In dieſer Art und Weiſe der Geſchäftserledigung eine Remedur zu ſchaffen, 
dieſe Aufgabe verſtehen wir unter Decentraliſation. Wie wir ſie realiſiren 
werden, darüber werden wir mit Ihnen berathen und keinem Wunſche, keiner 
Belehrung von Ihrer Seite unzugänglich ſein (Beifall). 

Abg, d. Benda (gegen die Vorlage): Ich ſtimme gegen das Geſetz, 
nicht, weil ich ein Gegner der deutſchen Politik des 2 fer d. bin. Ich 
habe das Gegentheil davon erſt kürzlich bewieſen, als ich für den Vertrag 
mit dem Konig Georg ſtimmte. Und hierfür war für mich nur der eine 
Grund maßgebend, weil ich der Ueberzeugung war, daß kein Miniſterium 
im Stande war, den Vertrag rückgängig zu machen oder ſich der Erfüllung 
deſſelben zu entziehen (Beifall rechts), weil die Ablehnung des Bertrags eine 
ſchwere Schädigung der deutſchen Politik des Grafen Bismarck herbeigeführt 
— 5 würde. — Heute liegt die Sache ganz anders; das vorliegende Geſetz 

at mit der äußeren Politik gar nichts zu thun. — Der Herr Miniſterprähi⸗ 
dent erklärte geſtern ſein Bedauern, daß die Vorlage zu ſo großem Streite 
Veranlaſſung gegeben. Wir, meine Herren, bedauern, daß dieſe unglückſelige 
Vorlage überhaupt in das Haus gelangt (Zustimmung), daß ſie nicht ſchon 
im September todt gemacht worden iſt. (Zuſtimmung.) Da ſie nun aber 
einmal zu unſerer Berathung geſtellt iſt, kann ich meine Entſchließung nicht 
anders fällen, als mit voller ee nach beſtem Wiſſen und nach reiflicher 
Erwägung. (Zuſtimmung.) Das iſt der einzige richtige Standpunkt. Der 
Herr Miniſterpräſident wird deshalb auch ganz gewiß keine zornige Rede 
von mir zu hören bekommen (Große Heiterkeit), ſondern ich werde in aller 
Ruhe meine Gründe entwickeln. Es handelt ſich ja lediglich um die Frage: 
ob wir einen Theil des preußiſchen Staatsvermögens der Provinz Hannover 
überweiſen ſollen, zur Beſtreitung von Provinzial⸗Ausgaben. — Daß der 

fe der Provinz Hannover forgfältig unterſuchen, und wo 


veranern nicht einmal für die Dauer großen Nutzen bringen würde (Wider⸗ 
Durch die 1 5 defſelben würden Sie 


5 e 2 Abgeord 0 £ V 
„ au e eordneten. (Heiterkeit. 
each, melde ue dun wi 
Zuſtimmung zur Regierungsvorlage mit 10— 
Haare nachwirken und eine gewiſſe Verſtimmung zurück⸗ 
ct. Sie fixiren dadur 


der Decentraliſation vorlegen; dann wird das Haus zuſtimmen. (Beifall.) 
Auf ein Jahr kann es ja wohl der Provinz Hannover dabei nicht antom⸗ 
men; die Herren ſind ja zufrieden mit ihrer Verwaltung. — Mit ein paar 
Worten muß ich nun noch auf die „Mißſtimmung“ zu ſprechen kommen, die 
hervorgerufen werden ſoll in den neuen Provinzen durch die Ablehnung der 
Vorlage. May behandele die neuerwordenen Provinzen mit abſoluter Ge⸗ 
rechtigkeit (Zuſtimmung); das wird am beſten die Mißſtimmung beſeitigen. 
Doch wenn Sie ai von Mißſtimmung ſprechen, müſſen Sie doch wohl 
auch an die alten Provinzen denken. Wenn wir Volkspolitik u wollten, 
jo müſſen wir nicht blos hannoverſche, ſondern preußiſche Volkspolitik machen, 
und auf die Stimmung aller Provinzen Rückſicht nehmen. Ich muß ce 
lich an ein Gleichniß anknüpfen, das der Ba Windthorſt neulich gebraucht 
hat. Die Provinz Hannover ft nicht mehr, ſondern ſie war eine Braut, 
Das Brautgeſchenk iſt zu ſuchen auf dem Schlachtfelde von 1866. Jetzt ſteht 
die Provinz Hannover mit Preußen nicht mehr im Brautſtand, ſondern in 
einer unauflöslichen Ehe (Beifall); und, da haben beide Theile denn au 
andere Pflichten, als die Brautſtandspflicht (Beifall und Heiterkeit). Wi 
haben vor allem die Pflicht einer unerſchütterlichen dn e in allem 
Gluck und Unglüd, bei allen Vortheilen und Nachtheilen (Beifall). In einem 
ſolchen Verhälkuiß giebt es aber kein Präcipuum; deshalb ſtimme ich gegen 
die Vorlage (Stürmiſcher Beifall). ! 3 
Abg. Oppermann (ſchwer Na d Wir verlangen kein Präcipuum, 
kein Geſchenk, ſondern nur unſer Recht. rage Sie, mit welchem Rechte 
verfügen Sie über das hannoverſche Volksvermögen? Der Abg. v. Vincke 
wird vielleicht antworten: Mit dem Rechte der Eroberung. Aber ſowohl die 
Regiexung wie die Landesvertretung hat anerkannt, daß die Einverleibung 
von Seiten Preußens nur im allgemeinen deutſchen Intereſſe vorgenommen 
ſei, und daß deshalb aus derſelben Rechte auf Verkürzung des Provinzial 
vermögens nicht hergeleitet werden können. enn Preußen nichts bei uns 
zu holen fand, warum eroberte es uns denn? Und wenn es uns eroberte, 
ſo bekam es unſere Schulden wie unſere Verpflichtungen mit. (Redner fährt 
unter ſteigender Heiterkeit des Hauſes mit wachſender Erregung fort, die ſein 
an ſich ſchon dunkles Organ völlig unverſtändlich macht.) 


Abg. Dr, Waldeck (gegen die Vorlage): Der Abg. Miquel hat uns, 
die Fortſchrittspartet, unſeres Votums wegen, mit dem Abg. Reichenſperger 
zuſammengeſtellt und ſodann gefolgert, er beariffe ſehr gut, daß dir gegen 
die Eee jein würden. Wenn er länger Mitglied diefes Hauſes iſt, wird 
er einſehen, auf wie falſchen Principien die Abtheilungen, die er zu machen 
af mae dee beruhen, ud) hr 1 W baden wen ie 10 85 

immung der Berliner Abgeordneten hin. Sie haben neulich gehört, da 

die Stadt Berlin den Lowenanthel der Mahl h 

ſo wäre es nur an ene und dennoch würde die ‚ge e Ma; 
erlin, 


dieſes Hauſes ſolche Anſprüche zurückweiſen, wenn nicht B 


3 


Budget des Jahres 1867 wie die ee; 


und Schla r wie ber lau 
Einkommenſteuer zahlt; ſollte dieſe Stadt alſo vom Staate 1 1 erg | 
jo 


in dem Be⸗ 


| 


Erpeditton: Herrenſtraße Nr. W. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellu auf die Zeitung, welche S 
e ee e de . 


Donnerstag, den 6. Februar 1868. 


darauf verzichtete, auf Koſten der übri- 


v 


9. 


nſprüche zu erheben. Die Rechtsfrage 

dieſelben total 

Forderung der 

a lg lie 
n3 a 0 

chen bat. Man hat 


genannten Fonds ausdrücklich als einen Thei 


ren 
— dieſe Rechtsfrage geſtern ſo klar dargelegt, daß ich 
uel und 


Eben ſo ſcheinen mir aber auch die cee ſten politiſchen Bedenken 
en. Der preu 1 


Beſtandtheilen nach kein Ganzes, ſondern muß 5 —— den 
N 


nden, Man hat auf die schen Net 80 - 
zeſtrebungen du un⸗ 


Graf Bismarck: Ich befinde mich in der ungewöhnlichen Lage, diesmal 
; e zorredner als die ſeinigen 
E opinztaleintheilung mehr in Einklang zu bringen 


mit den alten Stammes verhältniſſen, wenn ich ſo ſagen ſoll, mit den alten 
Reichskreiſen. Als ich nach dem Friedensſchluß hierher zurückkam, fo 
Md mir ein Ideal vor, deſſen Verfolgung und Wüdannas vielleicht die 

11 der Verſpatung geweſen iſt, die der Herr Vorredner bezüglich der 
Beſchlüſſe über annoßtr rügte, und der Plötzlichkeit, mit der ſie daher ge⸗ 
22 werden mu 15 weil piel Zeit über dies mein nicht verwirklichtes peal 
verloren. 5 0 55 den Gedanken verfolgt, zunächſt die rhsinfränkiſchen 
Fheile die brei Bezirke Naſſau, Hanau und vielleicht auch Fulda mit der 
Rheinprobinz zu v ne zu einer aß el einfranken, den übrigen 

g aß Heſſen 


Theil pon Heſſen daran zu erinnern, d 
und Marburg die Hau 1 Wporingen 
eußiſchen Beſitz gerathenen Beſtand⸗ 


ſolche Revirements in der Prodinzig dien a nden ſollten, die ſchon 


en wurde. 
en Kriege 


ſchrittspartei immer en Men ten wurde: das Volk ſolle ſelbſt entſchei⸗ 


I ch zunächſt von Kurheſſen ein Widerſpruch dagegen, das 
dortige Stgatsweſen . Hen zu la fin, die Kurheſſen wünſchten Fr eh 
eſammtweſen, fie wo i 


machte ſich ſpater ein 15 beſtimmter 
uch u d ; und im hannöver⸗ 
robinzia 8 e gegen jede Zerlegung der 19 Hannover gel⸗ 
rück War kommen iſt, ein⸗ 

iesland ſind die 
wohne. ; u. Aktenſtücke gezeigt, 
gudelan es ſcheink, als wenn die größeren drei Handelsſtädte mehr einer 
5 162 die Ländlichen Bezirke beg d dem Verbleiben bei 

e 


neten, die hier Maren — ünd es waren das ſehr intelligente, wohlhabende 
er 777 Nara gefunden, der nicht wünſchte, 5 Haun feſtzu⸗ 
alten. f 
Dieſe Erfahrung, dieſe Abneigung der Betheiligten ſelbſt und namentlich 
auch der Sete er hl mich et. ie 4 erfolgung meines 
Planes vorzuge 17 e Sache hat ſich jo. entwickelt, wie ſie iſt, und ich 
glaube kaum, da 1 ſich jetzt noch wird angig machen laſſen. Die 
119 7 0 en Clemente waren auch dort ſtärker als die provinzialen und 


die uns geleitet haben. Daß nun das 
nachtheilige Folgen gehabt 2 ich 
re welche nachtheilige Folgen z. B. 
fe gabe können, daß een 
enig iſt dies mit den Seeplätzen, 

zu ihrem Hinterlande der Fall, wenn ſie 

wal 151 zurisdiction ſtehen; hatten die 
wohler aldi ber Vanden und ‚gt 9 
f 0 \ tredner anregte u 
ern Narben für Minden angedeutet en, ich Gaube, 


— eingeht, dann iſt ein conſtitutionelles Regiment unmöglich, dann muß 


- 


Abend der königlichen Regierung zur Aufgabe geſtellt ha 

bgeordnete für N Anderem — ich . 

heute in den ftenographiſchen Berichten oder vielmehr in den Zeitungsbe⸗ 
richten geſehen, es war mir geſtern entgangen — ein erhebliches Gewicht 
auf die Stimmung in den Affen pen der ditlichen 1 9 85 elegt, die 
durch dies Geſetz weſentlich affteirt ſein würden. Ich kann dies rtheil und 
dieſe Vorausſicht nicht unterſchreiben; ich finde in der Vergangenheit einen 
Beweis der Gegenwart. Der Vorgang mit Kurheſſen war vollſtändig bekannt, 

ehe die Wahlen ſtattfanden, auch die Zuſage an die Provinzialſtände in 
Hannover war vollſtändig vor den Wahlen bekannt. Und doch iſt mir nicht 
zu Ohren gekommen, daß 


en. 
b 


in irgend einem Wahlkreiſe irgend ein Candidat 
darüber interpellirt worden wäre, wie er über dieſe Vorlage dachte, daß 
irgend Jemand es nützlich gefunden hätte, in ſeinem Programme die Ab⸗ 
lehnung dieſer Vorlage in Ausſicht zu ſtellen, daß er verſprochen hätte, 
egen die Vorlage zu ſtimmen, weil ſie eine Ungerechtigkeit gegen die alten 
ade ſei, daß man geſagt hätte, ich werde in allen Stücken mit der 
egierung gehen, in dieſem aber kann ich es nicht. Man würde doch das 
angedeutet haben in den Kreiſen der Wähler, aus denen die Abgeordneten 
ede und würde, wo man ſonſt alle Elemente verwerthet, auch dieſes 
yenupt haben. Die Herren haben ohne Rückſicht auf dteſen Punkt bei der 
Bewerbung ihres Mandats ihre Unterſtützung der königl. Regierung, nament⸗ 
lich in principiellen Fragen, in ſolchen, auf welche die Regierung Gewicht 
legt in Ausſicht gelung f 
Es kann dies ja nicht jo gemeint fein, daß die Herren in principiellen 
agen, die allen Principien, die ihnen ſonſt eigen ſind, widerſprechen, blind⸗ 
ugs der Führung der Regierung ſich überlaſſen ſollen. Aber es wird doch 
immer ſo viel heißen müſſen, daß in Anbetracht einer bedeutenden prin⸗ 
cipiellen Maßregel der konigl. Regierung, die vor den Wahlen öffentlich bes 
kannt geworden iſt, die Zuſage der Unterſtützung der Regierung, dieſe Maß⸗ 
regel mit zu unterſtützen involvirt, und daß wir ein Recht zu haben glaub⸗ 
ten, in dieſer Frage auf die Unterſtützung der conſervativen Partei, als der⸗ 
jenigen Partei, die ja vorzugsweiſe Vertrauen zur ie . habe, ganz 
unbedingt zu zählen. Es if einer conſtitutionellen Regierung überhaupt 
nicht möglich, wenn die Regierung nicht auf eine Partei mit voller Sicher⸗ 
heit zählen kann, auch in allen denjenigen Einzelnheiten, die der Partei viel⸗ 
leicht nicht durchweg gefallen können, wenn dieſe Partei nicht das Facit der 
Rechnung zieht: wir gehen im Großen und Ganzen mit der Regierung: wir 
finden zwar, daß ſie ab und zu gerne eine Thorheit begeht, aber doch immer 
noch weniger Thorheiten macht, als annehmbare Maßregeln; um des willen 
wollen wir es ihr zu Gute halten. Hat eine Regierung nicht wenigſtens 
eine beträchtliche Partei im Lande, die in dieſe Auffafſung und e 
ie 
gegen die Conſtitution manöpriren und agiren, ſie muß ſich eine Majorität 
u ſchaffen und zu erwerben ſuchen, ſie wird dann eine Art Coalitionsmini⸗ 
3 die Verwaltungsmaximen gerathen in Fluctuation, die für das 
Staatsweſen im Allgemeinen und am allermeiſten für die Ziele der conſer⸗ 
vativen Partei nur höhe nachtheilige Wirkungen haben können. (Beifall.) 
Ein * wird abgelehnt. 
Abg. Dr. 


ich mich des Votums enthalten mußte, weil es mir nicht vergönnt war, 
meine Gründe für daſſelbe öffentlich auszuſprechen und meine Abſtimmung 
ohne dieſelben mißverſtanden wäre. Daß die vorliegende Frage keine Par⸗ 
teifrage iſt, das beweiſt ihnen die Rednerliſte, welche i 
ſowohl für als gegen die 8 jeigt: 
die Nachbarprovinz Hannovers, Weſtfalen, die heftigſten Gegner geitellt hat, 
ich nenne Ihnen die Herren v. Vincke, Reichenſperger und Waldeck. Von 
ihrer Seite wird uns Particularismus vorgeworfen; und es erinnert mich 
dies an ein heimathliches Volkslied: „A biſſel Lieb und a biſſel Treu und 
a biſſel Particularismus is allzeit dabei“. Soeben ift vom Abg. Waldeck 


1 eoner aller Fractionen 
auffallend aber iſt es, daß gerade 


das Verlangen ausgeſprochen, einen Theil Hannovers der Provinz Weſtfalen 


inzuzufügen, und wenn ich auch einen gewiſſen Particulgrismus als berech⸗ 
15 1 ſo kann ich es doch Hr billigen, daß man uns darüber 
Vorwürfe macht und Nac ic er weſtfäliſchen Particularismus gegen den 
hbanndverſchen ins Feld ruft. Der Hr. Miniſterpräſident hat ſeine an 
mung zu einer neuen den Namensverhältnifien mehr entſprechenden Provin⸗ 
j e e ausgeſprochen, ich möchte denſelben jedoch darauf hinweiſen, 
daß die von ihm angegebene Eintheilung gerade zur Zeit der höchſten Blüthe 
des deutſchen Reichs nicht vorhanden war. Wir wollen nicht zum linken 
Rheinufer gezogen werden, ſondern unſere langjährige Verbindung mit den 
Heſſen aufrecht erhalten wiſſen. f 
Die gegen den Geſetzentwurf gemachten Einwürfe find weni füc hei. 
Wenn man aus der großen Anzahl von Amendements den Schluß ziehen 
will, daß die Vorlage aul ſei, fo wäre derſelbe in noch höherem Grade 
bei unſerem Budget gerechtfertigt geweſen, und hier wird wohl Niemand den 
Vorwurf aufrecht erhalten wollen. Der Abg. v. Vincke tagte, wir, die Ver⸗ 


treter der neuen Landestheile, ſollten „demüthig“ auftreten, Ich lege da⸗ 
gegen Proteſt ein; wenn auch die füngſten Mitglieder des Staates, haben 
wir doch mit allen anderen gleiche Rechte, und es wird dem Abg. v. Vincke 


durch ſeine calculatoriſchen Künſte am wenigſten gelingen, uns in das Joch 
kaudiniſcher Päſſe zu drängen. (Bravo.) Durch das Beiſpiel des früheren 
Präcipuums beweist man Nichts. Dieſes war nur ein Brocken, den man 
einem boͤſen Hund hinwarf, damit er das Zollvereinskind nicht biß. Bei 
der Frage um den Provinzialfonds dagegen handelt es nn nur um eine 
Grenzregulirung zwiſchen dem hannoverſchen Staats⸗ und Na 
thum. Niemand hat dagegen Einſpruch erhoben, als dieſelbe Regulirung in 
e vorgenommen wurde, als man dem Kurſtaat Heſſen ſeinen Staats⸗ 
ſchatz zurückgab, wollen Sie für uns nicht gleiches Recht gelten laſſen, weil 


Anke Fonds vielleicht einige Thaler mehr beträgt, oder weil Hannover zu S 
un 


unſeliger Stunde den unſeligen Titel „Königreich“ erhielt? Ebenſo wenig 
wie in jenen Staaten waren in Hannover Staats⸗ und Provinzialzwecke ge⸗ 
9 8 Allerdings gab es Provinzialſtände, es waren dies aber thatſäch⸗ 
lich nur Communalſtände und die hannoverſche Landesvertretung fungirte 
ebenſo als Staats⸗ wie als Territorial⸗Vertretung. Die erſtere ift in dieſes 
Haus übergegangen, die Rechte der letzteren müſſen dem Provinzial⸗Land⸗ 
tage der jetzigen Provinz Hannover mit allen früheren Rechten übertragen 
werden. Der Einwand, daß durch die Herſtellung eines beſonderen Fonds 
die jetzige Geſtaltung Hannovers verewigt würde, iſt für mi nicht ſchlagend. 
Die Provinz ſelbſt wünſcht ihren bisherigen Beſtand, und der Umſtand, 
daß man trotz aller Agitation nichts weiter als einen Beſchluß der Emdener 
id erzielen konnte, iſt Beweis genug dafür. Wenn dieſe eine 
Aenderung wünſcht — nun, laſſen wir fie nach ihrer Facon ſelig werden! 
Die vom Abg. v. Vincke gegen die Vorlage vorgeführten Finanztableaur 
; ten in ſo ſinnbethöͤrender Flucht bei meinem Ohre vorbei wie ein Ca: 
vallerie⸗Regiment, und ich habe den anweſenden Herrn Director des ſtatiſti⸗ 
ſchen Bureau's erſucht, in Zukunft für ähnliche Fälle uns einige Rechen: 
maſchinen zur Dispofition A ftellen. Mir ward von alledem fo dumm, als 
ing mir ein Mühlrad im Kopfe herum. Ob die Anſprüche, die die Provinz 
Hannover an den Staat ſtellt, klagbar ſind oder nicht, halte ich für eine 
untergeordnete Frage. Ich denke, wenn wir als Repräsentanten des preußi⸗ 
ſchen Volkes uns mit den neu hinzugetretenen Mitbürgern auseinander⸗ 
ſetzen, 0 dürfen dieſe erwarten, daß wir uns nicht auf den Standpunkt eines 
chikandſen Proceſſes ſtellen, ſondern loyal der Propinz geben, was der Bro: 
“Bing iſt, und dem He was des Reichs iſt. Auch für die übrigen Pro⸗ 
vinzen würde ſich ein ſolcher Provinzialfonds leicht ſchaffen laſſen, wollte der 
Staat zu dieſem Zwecke auf die Grund: und Gewerbeſteuer verzichten, die 
ihrer Natur nach viel eher auf eine Verwendung für lokale Zwecke hinweiſt. 
Eine ſolche Decentraliſation für den ganzen Staat halte ich für nothwendig, 
denn die je e Eintheilung in Provinzen Kreiſe und Gemeinden ift nur 
eine mechaniſche Unterabthetlung des Re) die franzöſiſch, keltiſch, 
mexicaniſch und alles mogliche iſt, dem germanischen Geiſte aber volltommen 
widerſpricht. In früherer Zeit war nur das Kriegsweſen und die Recht⸗ 
ſprechung 7 1 7 während Städte, Dorfgemeinden, Gau: und Stamm: 
verbände ſich ſelbſt regierten. Dies allein i das richtige Prinzip, und 
9 hat man einen beſſeren Beweis dafür, als in der franzöſiſchen 
Präͤfectenwirthſchaft. f i 


Man muß ſelbſt in einer franzöſiſchen Provinzialſtadt gelebt haben, um 
die Oede und Langeweile zu Fal die über derſelben ſchwebt, Rei ſie ſich 
bis auf den Sperling auf dem a HE weiß von dem Miniſter in 
f Rich Gerade das Gegentheil davon jehen Sie in England wo man von 
Anfang an die richtige Grenzregulirung zwiſchen Staat, Grafſchaft und Ge⸗ 
meinde vorgenommen hat; ich kann mich hierbei auf das Zeugniß einer 
Autorität in dieſem Haufe berufen, wie ſie England ſelbſt nicht aufzuweiſen 


* 


f raun⸗Wiesbaden (für die Vorlage): Ich danke Ihnen, daß 
Sie mir in ſo ſpäter Stunde noch das Wort verſtattet und mich dadurch 
vor einer ähnlichen Verlegenheit bewahrt haben, wie am Sonnabend, wo 


901 90 


ie Frage, woher wir den übrigen Provinzen doch daher holen, woher ich den 


Konig Georg zu 


den Muth, für die Kane zu Stimmen 

uth geholt habe, um neulich für den Vertrag mit dem | 

mmen. Ich acceptire einmal das Wort „Muth“, Allerdings, m. BR ges 
hörte ein gewiſſer Muth dazu, und hätte ich meinem natürlichen Gefühle 
allein folgen wollen, ſo würde ich vielleicht dazu gekommen ſein, wie Herr 
Braun, mich der bfmmung zu enthalten. (Hört! * Sehr gut! Bei⸗ 
fall links.) Ich glaube nämlich nicht, daß es in dieſer Frage für einen po⸗ 
litiſchen Mann wohlgethan war, ſich der Abſtimmung zu enthalten. hr 
links.) Den Vorwurf wegen Mangel an Muth begreife ich deshal nicht 
aus einem Munde, aus welchem ein halbes „Ja“ und ein halbes „Nein 
kam. Ich habe meine Gründe klar und offen entwickelt, weshalb ich neulich 
mit „Ja“ geſtimmt und heute mit „Nein“ ſtimmen werde. (Beifall.) 0 

Abg. Braun (Wiesbaden): Dem Abg. v. Benda entgegne ich, daß die 
Gründe, weshalb ich, trotzdem ich gegen die Vorlage zum Worte gemeldet 
war, doch nicht geſtimmt habe, von mir heute ſchon erörtert worden find; 
weil es mir namlich nicht möglich war, in Folge des angenommenen Schluſſes 
die Gründe meines Votums anzugeben. . 

Es folgt die Special⸗Discuſſion über § I der Commiſſionsvorlage. 
Nr. 1 des Amendement Brauchitſch und § 1—4 des Amendement Bonin. 

In Be aa find eingeſchrieben 14 Redner für, 15 Redner gegen 
das Geſetz. \ 

We Wollny: Es iſt durchaus nicht richtig, wenn 
man in die Debatte immer die Frage hineinwirft, ob der Provinz Hannover 
ein Recht zuſtehe an das Domanialvermögen oder an eine dem entſprechende 
Dotation aus der Staatskaſſe. Der hannoverſche Provinziallandtag hat 
einen ſolchen Rechtsanſpruch nicht erhoben und die Staatsregierung hat einen 
ſolchen nicht anerkannt; es waren vielmehr andere Gründe vorhanden. Es 
kann auch von einer Schenkung nicht die Rede ſein, ſondern lediglich von 
einer Vereinigung zwiſchen der Staatsregierung und der Provinz Han⸗ 
nover, wonach gewiſſe Verpflichtungen, welche bis jetzt der Staatskaſſe ob⸗ 
lagen, auf den Provinzialverband gegen eine entsprechende 5 
übertragen werden ſollen. — Es iſt nun ferner geſagt worden, daß dadu 
eine Ungleichheit zwiſchen den alten und neuen 5 — hervorgerufen 
werde. Gleichſtellung aller Provinzen iſt eine Anforderung der Gerechtigkeit. 
ihre Durchführbarkeit aber iſt ein nicht allgemein zu verwirklichendes Pro⸗ 
blem. — Auch in anderen Verwaltungszweigen beſteht eine ſolche abſolute 
Gleichſtellung nicht unter den alten . ; ſo z. B. in Betreff der Juſſiz⸗ 
koſten; ſo iſt z. B. die Juſtiz in der Rheinprovinz ganz unentgeltlich. 

Die Verſchiedenheit, um die es ſich hier handelt, ſoll aber nicht erſt ein⸗ 
geführt werden, ſondern ſie iſt ſchon vorgefunden worden und beſteht auf 
1 Grundlage. Die Provinz hat gegenwärtig geſetzlich nicht die 
9 ichten, für die im Geſetze angegebenen Zwecke aus i ubengiam ieh pn 
ſorgen. Im Intereſſe der Gleichſtellung mit den übrigen Provinzen eine 
ſolche Ausgleichung aber heute herbeizuführen, wäre eine große Härte gegen 
eine Provinz, die ſich ſchon vielfach in ihrem Rechte verletzt glaubt, in ihren 
materiellen und individuellen e und es möchte ſich wohl nicht 
empfehlen, dabei eine Maßregel zu ergreifen, für deren Gerechtigkeit nicht 
blos dem gemeinen Mann in Hannover das Verſtändniß abgeht, ſondern 
auch den anderen Geſellſchaftsklaſſen ein anderes Urtheil nicht möglich iſt. 
Dies iſt um fo ſchlimmer, als in der Provinz das Bewußtſein vorherrſchend 
iſt, daß ja durch Uebertragung des Domanialfonds in die Staatskaſſe aus 
der Provinz die Mittel zu jenen Leiſtungen hergegeben worden find. Redner 
wendet ſich ſodann gegen die Berechnung des Abg. v. Vincke (Olbenporf), 
behauptet, daß durch die Annahme der Vorlage ein namhafter Schritt zur 
Decentraliſation gemacht werde, verlangt aber die dauernde Gewährung 
der Mittel durch Capital event. Rente, die . oder jährliche 
Bewilligung genüge nicht, da die Propinz dauernde Verpflichtungen dafür 
übernehmen müſſe. Nachdem er ſich ſchließlich noch gegen die Ausführu en 
des Abg. v. Benda gewandt, empfahl er 1) principaliter die Vorlage der 
Regierung; 2) event. den Commiſſions⸗Antrag; 3) eventualissime das 
Amendement Kardorff; bat aber um Ablehnung aller übrigen Amendements. 

Reg.⸗Commiſſar Mac Lean widerlegt die Ziffernaufſtellung des Abg. 
v. Binde und geht näher auf die Zwecke des beanſpruchten Fonds ein. 

Nach dieſen beiden ziemlich langen Vorträgen der Commiſſare will der 
Präſident gegen 4 Uhr die neue Rednerliſte, die etwa 30 Namen zählt, ab⸗ 
wickeln, aber der laute Ruf nach Vertagung unterbricht ihn. Auch eine 
Abendſitzung um 7 Uhr wird proponirt, aber die Mehrheit des Hauſes, er⸗ 
müdet wie Re iſt, weiſt dieſen Vorſchlag, der dem Eifer entipringt, die Vor⸗ 
lage um jeden Preis noch heute zu erledigen, zum Glück für die Berichter⸗ 


Millionen zur Abfindung des Königs Georg zu ſtimmen. Man a en 
meine, 


den, ohne damit einen Verfaſſungsbruch zu begehen, zumal ſie ein mächtiger Rattıtüg zurück. 2 

Schr itt von der büreaukratiſch centraliſirenden Verwaltung zu der die 75 — Schluß 4 Uhr. Nachſte Sitzung Donnerstag 10 Uhr. (Tages⸗Ordnung: 

955 fördernden Selbſtverwaltung iſt. Es handelt 99158 nicht um „J Fortſetzung der heutigen und verſchiedene chte der miſſionen für 
et u 


Gemeindeweſen und für Handel und Gewerbe.) 


Berlin, 5. Februar, [Amtliche s.] Se. Majeſtät der König bat den 
Redanten der Porzellan⸗Manufacturen⸗Hauptkaſſe, Geheimen Rechnungs⸗Rath 
Bier zu Berlin, den Rothen Adler⸗Orden dritter Klaſſe mit der Schleife; 
und dem Bau⸗Inſpector Koebke zu Bialosliwe den Charakter als Bau⸗ 
Rath verliehen. 

[Bekanntmachung.] In der vergangenen Nacht ſind die Telegraphen⸗ 
Leitungen nach England via Emden, nach Rußland via Epdtkuhnen, nach 
Königsberg in Pr. und nach Oeſterreich durch den Sturm unterbrochen, die 
nach Dänemark und Bremen geſtört worden. Die Wieverherſtellung iſt ein⸗ 
geleitet. Berlin, den 5. Februar 1868. Telegraphen⸗Direction. Rother. 

Der Thierarzt erſter Klaſſe Auguſt Ferdinand Gieſe zu Hirſchberg iſt ö 
zum Kreis⸗Thierarzt des Veterinair⸗Bezirks Malmedy⸗Montjoie ernannt 


worden. 

Berlin, 5. Februar. [Se. Majeſtät der König) arbeiteten 
heute Vormittag mit dem Geheimen Cabinets⸗Rath von Mühler und 
empfingen den Ober⸗Jägermeiſter Grafen Eberhard Stolberg und den 
Regierungs⸗Präſidenten Freiherrn v. Hardenberg. 

[Ihre Majeftät die Königin] ertheilte geſtern dem neuernannten 
königlich baieriſchen Geſandten die nachgeſuchte Antritts⸗Audienz und 
erſchien Abends mit Sr. Majeſtät dem Könige auf dem Feſte des 
kaiſerlich franzoͤſiſchen Botſchafters. 

[Se. königl. Hoheit der Kronprinz] nahm geſtern militäri⸗ 
ſche Meldungen entgegen, ertheilte dem Ritterſchafts-Rath v. Pfuel und 
dem Ober⸗Bürgermeiſter von Frankfurt a. M., Dr. Mumm, Audienzen 
und erſchien Abends in der Soirce des kaiſerlich franzöͤſiſchen Bot: 
ſchafters. (St.⸗A.) 

[Ihre Majeſtät die Königin] hat an das Comite des Bazars 
zur Milderung des Nothſtandes in Oſtpreußen folgende Antwort auf 
deſſen Schreiben ertheilt, durch welches die bisherigen Erträge dieſes 
Unternehmens Allerhoͤchſtihr zur Verfügung geſtellt werden: 

In Erwiederung des Schreibens, welches Sie im Auftrage des ge⸗ 
ſammten Comite's an Mich gerichtet haben, danke Ich ie, ſo wie 
Allen, welche dem Bazar für die Nothleidenden in Oſtpreußen zu einem 
ſo großartigen Erfolge verholfen haben, mit dem Gefühle der warmen 


bewilligung der Vorlage einen Dienſt zu leiſten. Die conſervative Partei ernſten Bedeutung unſere i 
rechnet es "ih zur Ehre an, der Regierung eine Stütze geweſen zu fein, und ne a: & gut ie 1 ene Een at gd 
wird es auch bleiben. die noch in en ſtehenden Veiräge dem Vaterländiſchen Frauenverein 


mit der Beſtimmung überweiſen, daß über ihre Verwendung in den nächſten 
3 Monaten gleichmäßig verfügt werde. Die allſeitige Bereitwilligkeit, mit 
welcher unſer Unternehmen unterftügt wurde, beweiſt von Neuem, wie das 
wahre Mitgefühl im In⸗ und Auslande das deutſche Bewußtſein verbin⸗ 
det und bei entſcheidender Veranlaſſung ſeine volle Thatkraft bewährt. 
Berlin, den 5. Februar 1868. a gez. Auguſta. 
An die Vorſitzende und die Stellvertreterin des 


beende. oral e d e dee ng 
nden in reußen, > 
= und gr Luiſe Borſig hierſelbſt. 

[Herrenhaus.] Durch Allerhöchſten Erlaß vom 22. Januar 
d. J. iſt, in Folge Präſentation der Stadt Berlin, der Stadtrath, 
Geh. Ober⸗Finanzrath a. D. Wilckens zum Mitgliede des Herrenhauſes 
auf Lebenszeit berufen. f 

[Die hannoverſchen Deferteure] Wie die „Kreuz⸗3ig.“ 
hört, beabſichtigt die franzöſiſche Regierung, die in Straßburg befind‘ 
lichen Hannoveraner zur Fremdenlegion nach Algier zu ſchicken. Die 
armen Verführten! 3 

[General Schurz und der Miniſterpräſident.] Bekanntlich 
machte der General Schurz während ſeines hieſigen Aufenthaltes au 
dem Grafen Bismarck einen Beſuch. Aus der Unterhaltung, we 4 
ſich entſpann, wird dem Correſpondenten des „Frkf. Journ.“ elne 
charakteriſtiſche Aeußerung des Miniſterpräſidenten mitgetheilt. Schu 
ſprach von der Möglichkeit, ja Wahrſcheinlichteit einer Revolution 


geitimmt haben, zuſtimmen wird, wenn ich behaupte, das 
ann mir Nichts helfen, wenn es nicht in der Geſammtheit geſchieht; ich 

t muß jo ge: 
ammtheit vorhanden bin! und 


chloſſen. 


Präſtdent v. Forckenbeck: Der Herr Berichterſtatter hat das Wort. 
Große Unruhe und Widerſpruch in der Verſammlung. Vielſeitiger Ruf: 


zerzichten! Verzichten!) 2 

Referent Bin. Kannegießer: Ich werde kurz ‘fein. (Stürmiſcher Bei: 
fall.) Zunächſt ſage ich der Staatsregierung Dank dafür, daß ſie ſich mit 
den Vorſchlägen der Commiſſſon einverſtanden erklärt hat. Mit allen juri⸗ 
ſtiſchen Deductionen und ſcharfſinnigen arithmetiſchen Berechnungen annectiren 
Sie weder, noch e Sie die neuen Provinzen. Ich bitte Sie des⸗ 
halb, den Commiſſionsantrag mit dem Amendement Francke anzunehmen, 
ene aber das Amendement Kardorff; alle übrigen Amendements aber zu 
verwerfen. 

. Naben einige perſönliche Bemerkungen. Wir heben daraus fol⸗ 
ende hervor. 
9 Abg. v. Benda: Der Abg. Braun (Wiesbaden) hat geſagt, ich mochte 


Paris, und von dem Einfluß, den ein ſolches Ereigniß auf den ganzen 
Gang der Politik in Europa haben müſſe. Graf Bismarck gab zu, 
daß in vielen europäiſchen Staaten ein ſolches Ereigniß nicht ohne 
Wirkung bleiben würde, ſtellte eine ſolche Wirkung aber für Deutſchland 
und ſpeciell für Preußen ganz entſchieden in Abrede, und ſagte dabei: 
„Wenn in Paris Revolution ausbricht, ſo würde ich, falls ſich die Nothwen⸗ 
digkeit berausſtellen ſollte, ohne Bedenken mit der ganzen Armee, 
ſtehendem Heer und Landwehr das Land verlaſſen, es würde ganz 
ruhig bleiben!“ — Wir mochten wohl wiſſen, ob der Correſpondent 
dieſe Mittheilung aus dem Munde des Grafen Bismarck oder dem 
des General Schurz hat. 

[Für die Debatte über den Provinzialfonds!] iſt heute Abend 
noch von dem Abg. Graf Weſtarp ein in zahlreich unterſtützter Antrag 
eingegangen: die Summe don 500,000 Thlrn. als dauerde Rente für die 
Provinz Hannover zu bewilligen, gleichzeitig aber auch in dieſem Geſetz die 
Wahrung der geſezlichen Cautelen in dem Vorbehalt der Einführung der 
Selbſtverwaltung und der Begründung derartiger Provinzialfonds für alle 
übrigen Provinzen des Staates auszuſprechen. Der Antrag hat Ausſicht 
auf Annahme, indem er ein Vermittelungsvorſchlag zur Verbindung der in 
dem Antrage des Abg. p. Kardorff und in dem Antrage des Abg. Dr. Francke 
(Oldenburg) ausgeſprochenen Principien iſt. 

Hannover, 5. Febr. [Dementi.] In hieſigen unterrichteten 
Kreiſen iſt von der Ernennung eines Militär⸗Gouverneurs für die ver⸗ 
einigten Provinzen Hannover und Heſſen⸗Naſſau, welche von mehreren 
Zeitungen als angeblich bevorſtehend angekündigt wird, Nichts bekannt. 

Dresden, 5. Febr. [Das Rekrutirungsweſen.] Wie an 
unterrichtete Stelle verſichert wird, ſoll demnächſt das Rekrutirungs⸗ 
weſen von Bundeswegen durch eine umfaſſende Ausführungsverordnung 
zu dem Bundesgeſetze vom 9. November v. J., betreffend die Ver⸗ 
pflichtung zum Kriegsdienſte nach einheitlichen Grundſätzen für das ge⸗ 
ſammte Bundesgebiet geregelt werden. 


München, 5. Febr. [Nach dem heutigen Bulletin über 
das Befinden der Königin: Mutter,] welche an einem acuten 
Gelenk⸗Rheumatismus erkrankt iſt, hat das Fieber etwas zugenommen; 
die Gelenkaffection hat größere Ausbreitung gewonnen; die letzte Nacht 
wurde größtenteils ſchlaflos zugebracht. 
tuttgart, 5. Febr. [Die Abgeordnetenkammer!] geneh⸗ 


* re 
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des in Antwerpen verſtorbenen Deboey, der zum Nachtheile ſeines Neffen 
und nächſten Erben Debuck fein Vermögen einem Adpocaten Valentins ver⸗ 
macht hatte, von dem man annahm, daß er, da er zu Deboey gar keine 
näheren Beziehungen hatte, nur eine Mittelsperſon Ei um die Erbſchaft 
den Jeſuiten zu überweiſen, von denen Deboey in ſeinen letzten Lebens⸗ 
jahren umgeben war und durchaus beherrſcht wurde, die auch des Verſtor⸗ 
benen Familie ganz bon ihm getrennt gehalten und bei den Anklagen gegen 
den jungen Debuck eine Hauptrolle geſpielt hatten. Debuck wurde vor den 
Aſſiſen freigeſprochen und erhob nun eine Civilklage auf Annullirung des 
Teſtamentes, weil daſſelbe mit Umgehung des Geſetzes, durch die Zwiſchen⸗ 
ſtellung Balentuns’, die Geſellſchaft Jeſu zu Erben einſetze, was nach bel⸗ 
giſchem Rechte nicht zuläſſig iſt. Der Gerichtshof zu Brüſſel erklärte ſich 
incompetent, deshalb ward die Klage vor dem Gerichtshofe zu Antwerpen 
erneuert, der ſie aufnahm. In der Zwiſchenzeit ſtarb der Advocat Valentyns, 
der Univerſalerbe durch Deboey s Inſtrument und vermachte das Vermögen 
an ſeine Schweſter; dieſe verzichtete darauf und die Erbſchaft fiel an ihren 
Bruder, den früheren Notar Valentyns zu Laeken. Der Gerichtshof von Ant⸗ 
werpen erließ im vorigen Jahre ein Urtheil, welches Debuck zum Zeugenbeweis 
für ſeine Behauptung zuließ und den Richter von Cutſem⸗Molyn mit der 
Zeugenaufnahme beauftragte. Hundert und ſechs Zeugen wurden gehort 
und die Zeugenaufnahme ward Ende Decembers vorigen Jahres geſchloſſen. 
Das Ergebniß dieſer Zeugenaufnahme hat nun den Notar Valentyns veran⸗ 
laßtz auß die Erbſchaft zu verzichten, weil, obſchon fein Bruder bis an fein Ende 
erklärt habe, keinen Auftrag zu Gunſten der Jeſuiten erhalten zu haben, 
dennoch Zweifel in ſeinem Gewiſſen über die Rechtmäßigkeit der Erbſchaſt 
entſtanden ſeien. Zu gleicher Zeit hat der Jeſuitenpater von Alſenoy, ein 
anderer Neffe Deboey's, dem bon Rechts wegen ein Viertheil der Erbſchaft 
zugeſprochen war, auf dieſes Viertheil gleichfalls verzichtet, und ſo kommt 
die ganze Erbſchaft jetzt an Debuck und die anderen natürlichen 
Erben 1 alten Deboey. Die Erbſchaft ſoll ſich auf 800,000 Fr. 
belaufen. Man hatte ſie 7 auf mehrere Millionen angegeben. 
N n , 

A. AC. New⸗York, 16. Jauuar. [Zur Wiedereinſetzung 
Stantons.] Der Correſpondent der „New⸗Nork World“ erſtattet 
folgenden Bericht über eine Unterredung mit dem Präſi⸗ 
denten Johnſon in Washington bezüglich der Wiedereinſetzung 
Stanton's als Kriegsminiſter. 

„Auf meine Frage, ob nicht wiſchen dem Präſidenten und General 
Grant noch vor dem Senatsbeſchluß eine gewiſſe Verſtändigung exiftirt habe, 
antwortete Herr Johnſon: „Die Generäle Grant und Sherman beſuchten 
mich am Sonnabend im Weißen Hauſe und blieben wir bei der ſchon früher 
gefaßten Verabredung ſtehen, daß Grant entweder, um dem Senatsbeſchluß 


1 — 


Hofe Maximilian's vertreten, und die engliſche Regierung hätte wohl 
und ganz leicht andere Conſuln bei der Republik accrebitiren können. 
New⸗Jork, 17. Jan. [Zum Ankauf von St. Thomas.] 
Im „Waſphington Chronicle“ vom 13. d. findet ſich ein vom 12. Der, 
datirter Brief des amerikaniſchen Geſandten in Kopenhagen, Herrn 
Yeaman, an ein Congreßmitglied über den Ankauf von St Thomas. 
Der Geſandte bemerkt darin, daß auch der jeder Gebietserweiterung Ame⸗ 
ritas, bloß als ſolcher, entſchieden entgegen ſei. Der Beſiß von St. Thomas 
aber ſchließe für die Republik fern ie politiſche, commercielle und mili⸗ 
täriſche Vortheile in ſich, inſofern dieſe Inſel mit ihrem vortrefflichen Hafen 
den beſtgelegenen Vorpoſten für militäriſche und commercielle Zwecke biete, 
der ſich für Amerika wünſchen laſſe. In Furopa würde man deshalb ſehr 
überraſcht und mehr als eine europäiſche Macht würde desbalb ſehr erfreut 
ſein, wenn der Congreß dem Kaufscontracte ſeine Genehmigung verweigern 
ſollte. In den diplomatiſchen und politiſchen Kreiſen Europas betrachte man 
die Erlangung von St. Thomas als eine viel werthvollere denn die der 
ruſſiſch⸗amerikaniſchen Gebietstheile, und erkläre ſie für den beiten Gedanken. 
denn Herr Seward, nächſt der Aufſtellung der Alabama ⸗Anſprüche und der 
Hinausbugſirung der Franzoſen aus Mexico, noch gehabt habe. 15 Schluſſe 
bemerkt der Geſandte, daß die Verhandlungen mit Dänemark über den Ver⸗ 
kauf der Inſel viel ſchwieriger geweſen ſeien, als Mancher ſich einbilde. 
(Herr Wells dom amerikaniſchen Finanzminiſterium hatte ſich gegen die Ra⸗ 
tification des Ankaufs von St. Thomas ausgeſprochen, und um ſeinem Wider⸗ 
ſpruche zu begegnen, wurde vielleicht obiger Brief eben jetzt veröffentlicht.) 
[Literaxiſches.] Strauß und Renan werden demnächſt einen ameri⸗ 
kaniſchen Schriftſteller als dritten Bearbeiter ihres Hauptwerkes ſich zugeſellt 
ſehen. Es iſt der Reverend Henry Ward Beecher (Bruder der Verfaſſerin 
von Onkel Tom's Hütte), der „faſhionabelſte“ 19 00 von Newyork, der 
demnächſt mit einem „Leben Chriſti“ an die Oeffentlichkeit treten wird. 


Provinzial-Zeitung. 

Breslau, 6. Februar. [Oſtpreußiſche Arbeiter.] Mit 
dem aus Oppeln eintreffenden Localperſonenzuge kamen geſtern Vor⸗ 
mittag um 9 Uhr 5 Minuten auf dem hieſigen Centralbahnhofe 19 1 
Mann von den 300 oſtpreußiſchen Arbeitern hier an, welche vor eirea 
14 Tagen nach Oberſchleſien zur Beſchäftigung in den dortigen 
Bergwerken befördert worden waren. Die Mannſchaften wurden mit 
dem Nachmittag⸗Perſonenzuge nach ihrer Heimath Oſtpreußen zu⸗ 
rückbefördert. Nach Ausſage dieſer Leute dürften noch mehrere ihrer 


igte in; ; a 4 y uvorzufommen, fein Amt als Kriegsminiſter niederlegen, oder feine Abſicht 0 
2 1 ihrer heutigen Sitzung das Geſetz, betreffend die neuen Eiſen⸗ und geben a daſſelbe jo lan 9 bis er Recht har Senates, Genoſſen baldigſt nachfolgen. 
zienlagen. Das dazu erforderliche Baucapital im Betrage von 36 Stanton wieder einzuſezen, nachgewieſen werden konne, Am Sonntag] D Breslau, 4. Februar. [Schwurgericht J Vertreter der Staatsan- 


illionen fol im Anleihewege aufgebracht werden. 
O eſterre ich. 

. Aus Weſtgalizien, 3. Febr. [Die Dementis der ruſſi⸗ 
ſchen Journale. — Ein panſlaviſcher Agent. — Der Noth: 
ſtand in Galizien.] Wenn auch die ruſſiſchen Journale, darunter 
zumal die „Moskowskija Wiedomosti“, vor einiger Zeit erklärten, daß 
die ruſſiſchen Emiſſäre in Galizien und in den andern ſlaviſchen Län⸗ 
dern Oeſterreichs eine Fiction der Wiener Regierung ſeien, ſo begreift 
hier doch Jedermann, daß jene Declaration der ruſſiſchen Preſſe nur 
eine Täuſchung des Auslandes beabſichtigt, welchem das Petersburger 


wurde mir durch die Senatoren Johnſon und Sherman die Mittheilung 
gemacht, daß eine Anzahl Radikaler von beiden Häufern des Congreſſes 
gewillt ſei, die Angelegenheit Stanton's fallen zu laſſen, wenn ich geneigt 
wäre an Stelle Grant's den Ergouverneur von Ohio, Cox, zum Kriegs⸗ 
miniſter zu ernennen. Ich lieh dieſem Vorſchlage dedoch kein Gehör. Am 
Dienſtag Abend 11 Uhr welche den Brief vom General Grant, der ſeitdem 
heröffentlicht worden iſt, in welchem er mir die Niederlegung ſeiner Funktionen 
als i meint der anzeigte. 

Auf meine fernere Frage, ob der Präſident in Folge des Senats⸗ 
beſchluſſes Stanton als Kriegsminiſter anerkennen werde, 
antwortete Johnſon mit feſter Stimme: „Nein. Der Senat hat nicht 
das Recht, Stanton wieder einzuſetzen. Dieſe Maßregel iſt 


waltſchaft: Staatsanwalt v. Roſenberg. Die Vertheidigung führte App.⸗ 
Ger.⸗Referendarius Levy. : N 

Beide zur Verhandlung anſtehende Sachen betrafen neuen, ſchweren 
Diebſtahl, die erſte auch einfache Hehlerei. In dieſer wurde der Arbeiter 
Herrmann Hugo Schürzmann, welcher am 20. October v. J. dem Fleiſcher⸗ 
meiſter Stoͤbiſch größere Quantitaten Fleiſchwaaren und Geld weggenom⸗ 
men hatte, zu 1 Jahr Gefängniß und den entſprechenden Zuſatzſtrafen ver⸗ 
urtheilt, während die verehel. Reſtaurateur Louiſe Seifert, geb. Kretſchmer, 
welche einen berüchtigten ſog. Kaffeekeller hierſelbſt hält, tn dem vorzugsweiſe 
Polizeiobſervaten und ähnliche Subjekte verkehren, wegen Hehlerei eine 
Strafe von 3 Monaten Gefängniß mit den entſprechenden beiden Zuſatz⸗ 
ſtrafen erhielt. 
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Emiſſäre betrifft, ſo hatten wir hier gerade in den jüngſten Tagen 
wieder Gelegenheit, uns von dem Gegentheil der Behauptung der ruſſi⸗ 
ſchen Blätter zu überzeugen. Vor etwa acht Tagen nämlich ward den 
galiziſchen Behörden einer jener Kundſchafter Namens Labador figna: 
liſrt, der auch einige Zeit in Poſen und Krakau ſich umhergetrieben, 
und ſpäter in Geſellſchaft der enragirteſten Ruthenenführer Lemberg's 
ſowie im rutheniſchen Gafino jener Stadt gefehen ward. Plötzlich ver: 
ſchwand Labador aus Lemberg und einen Tag ſpäter traf ein Tele⸗ 
gramm aus Krakau ein, das die Gefährlichkeit jenes Individuums 
conſtatirte und ſeine ſofortige Ausweiſung empfahl. Labador war aber 
ſchon mittlerweile jenſeits der ruſſiſchen Grenze angekommen und richtete 
aus dem volhyniſchen Städtchen Radziwilow an ein Mitglied des ruthe⸗ 
niſchen Caſinos in Lemberg ein Schreiben, das in einer vertraulichen 
Sitzung vorgeleſen ward. Labador machte in dem Briefe unter Ande⸗ 
rem über die öſterreichiſche Polizei ſich luſtig, von deren Abſichten er 
gut unterrichtet geweſen ſei, ermahnte die Ruthenen zum Ausharren 
an der ſlaviſchen Sache und verſicherte, daß Rußland derſelben ſich bald 
thätig annehmen werde. — Der Nothſtand nimmt auch in vielen 
Gegenden Galiziens in ſchreckenerregender Weiſe überhand. Nament⸗ 
lich iſt das Elend in dem Karpathengebirge ein großes, wo in vielen 
Orten der Hungertophud graſſirt, der zahlreiche Opfer fordert. Im 
Jasloer, Sandecer und Sanoker Kreiſe ſteht eine ganze Reihe Dörfer 
leer, deren Einwohner aller Nahrungsmittel ledig, ſich nach allen Rich⸗ 

ngen als Bettler zerſtreut haben und jammernd die Edelhöfe um: 


gern oder in den Städten und Flecken um Almoſen bitten. Daß 


Wiedereinſetzung in das Kriegsdepartement nur imaginär.“ 

Ich wagte nun dem Präſidenten gegenüber die Vermuthung auszuſpre⸗ 
chen, daß daher binnen kurzer Zeit die Ernennung eines neuen Kriegs⸗ 
miniſters erwartet werden könne. „Zur geeigneten Zeit,“ erwiederte 
Johnſon, „wird dies geſchehen.“ Er war jedoch der Anſicht, daß die 
egenwärtigen Schwierigkeiten Stanton zur Neſienakien ſeines Amtes ver⸗ 
eiten dürften. Der Präſident bemerkte im Laufe dieſer Unterredung, daß 
er 15 Die Angelegenheit ſtets nach einem conſtituttonellen Prinzip 
agirt habe.“ 

A. A. C. Newyork, 18. Jan. [Mac Culloch und Stanton.] 
Die Mittheilung, daß der Finanzminiſter Mac Culloch ſein Depar⸗ 
tement angewieſen habe, den Kriegsminiſter Stanton officiell nicht 
anzuerkennen, beruht auf Unwahrheit. Hr. Stanton übt ſeine amtli⸗ 
chen Functionen ungeſtört aus und unterhält auch officiellen Verkehr 
mit den andern miniſteriellen Departements, iſt aber bis jetzt vom 
Präſidenten Johnſon noch nicht in officieller Weiſe anerkannt worden. 

[Das Finanz⸗Comite des Senates] hat über die Bill be⸗ 
richtet, der zufolge die „Legal⸗Tender⸗Acte“ wieder in Kraft geſetzt wird. 

Das Repräſentantenhaus! hat der Senatsbill, der zufolge die Er⸗ 
mächtigung des Finanzminiſters die Geldwährung (Currency) zu vermindern, 
aufgehoben, ſtatt ſuspendirt wird, ſeine Zuſtimmung nicht ertheilt. Die Bill 
geht demnach an den Senat zurück. Er 

n etzung.] Auf Grund . Autorität iſt die Gerichts⸗ 
barkeit des Richters Word zu Selma in Alabama unterdrückt worden, in 
Folge einer Weigerung des Richters, Neger⸗Geſchworne anzuerkennen. — 

eneral Meade hat den Staats⸗Controleur von Georgia ſeines Amtes ent⸗ 
jest und ihm einen militäriſchen Nachfolger gegeben. N 

[Aufhebung der Schuldhaft.] Die Convention von Georgia hat 

eine Verordnung erlaſſen, welche die Schuldhaft aufhebt. Außerdem hat fie 


ner Mobilmachung, für welche ſein Ausſtand, 
Fk ant als katholiſcher Theologe erloſchen, 
e 


30 Thlr. und 20 Thlr. baares Geld entwendet hatte, zu 5 Jahren Zuchthaus 
und Bodi ⸗Aufſicht verurtheilt. 
5. Februar. Eine auch für weitere Kreiſe intereſſante Verhandlung 
kam heute vor der 2. Criminal⸗Deputation des Stadtgerichts zum Abſchluß, 
nachdem dieſelbe ſchon früher einmal hatte vertagt werden müjjen. - e 
Der jetzige Diaconus im Dominicanerkloſter zu Düſſeldorf, Richard 
Schneider, aus Brie pebürtig, ſtudirte von Oſtern 1859 vis 1861 an der 
hieſigen Univerſität katholiſche Theologie. Hierauf begab er ſich nach Rom, 
um a Studien zu vollenden. Schneider war, weil er im Jahre 1840 ge⸗ 
boren iſt, im Jahre 1861 militärgeſtellungspflichtig, oder er mußte, ent⸗ 
ſprechend dem Miniſterialreſcript vom 9. Decbr. 1858, den Nachweis führen, 


daß er bis zu dieſem Zeitpunkte die prieſterlichen Weihen 1 Es 


wurde ihm indeſſen auf ſeinen Antrag von der competenten Behörde ein 
Ausſtand bis zum Jahre 1866 bewilligt. ; 

Er ſoll ſich nun uns zwei Gründen einer „Rerlepung feiner. Pflichten 
ſchuldig gemacht haben; einmal, weil er ſich im Jahre 1866 nach eingetrete⸗ 
oivie die Rechte aus feiner 
r { 0 ich nicht zur Muſterung ge⸗ 
hatte, und dann, weil er dies auch im October 1866, dem Ende feines 


Auspenbes zu thun verabfäumt, reſp. nicht den Nachweis geführt hatte, daß 
ihm inzwiſchen die geiſtlichen Weihen ertheilt worden ſeien. f 


Erſt Ende December 1866 hat Schneider unter Ueberreichung eines 
Atteſtes über die ihm am 22. December 1866 ertheilte Subdiaconats⸗Weihe 
ſeine gänzliche Befreiung vom Militärdienſte beantragt. Hierdurch erſchien 
aber ſeine Strafbarkeit nicht ausgeſchloſſen, zumal eine Auskunft der hieſigen 
königl. Regierung dahin abgegeben worden war: 1) daß er ſich nicht ge: 
ſtellt, 2) daß ſein Aufenthalt im Inlande nicht ermittelt worden, 3) daß der 
angeſtellten Ermittelungen ungeachtet ſich keine Umſtände ergeben haben, 
welche die Annahme ausſchließen, daß derſelbe nach Ablauf des ihm bewil⸗ 
ligten Ausſtandes im Auslande verblieben, um ſich dadurch dem Eintritt in 
das ſtehende Heer zu entziehen. Schneider wurde demnach wegen Zuwider⸗ 


Beer ſolchen Umſtänden auch mit der öffentlichen Sicherheit ſchlimm | eine Reſolution angenommen, in welcher dem General Meade der öffentliche handelns gegen § 110 des St.⸗G. B. angeklagt. 
w ellt, iſt ſelbſtverſtändlich, ja es verſtreicht faſt keine Woche, in der] Dank ausgeſprochen wird. Vor In dem heutigen Termine war er nicht erſchieneu, hatte aber dem Ge⸗ 
ir Der Vertrag mit Dänemark] wegen Ankaufs der weſtindiſchen] richte schriftlich mitgetheilt, daß er unschuldig ſei, Ferner hatte er ſchon frit- 


* nicht von Mordthaten, Einbrüchen, Diebſtählen und andern Ber: 
m ben — zumal auf dem Lande — hören. Unſere Behörden ſcheinen 
un von der Wichtigkeit der hohen Politik in Anſpruch genommen, 
oer Aufmerkſamkeit jenen ſchrecklichen Zuſtänden zu ſchenken, welche 

de Privatmildthätigkeit nicht aufzubeſſern im Stande. n 

Belgien. 


Inſeln begegnet einem ſo ſtarken Widerſpruch, daß ſeine Ratification ſehr 
fraglich wird. Eine Station in Weitindien halt man für genügend, und 
die jetzt formell geſtellte Offerte wegen Abtretung der Bai und Halbinſel 
von Samana für in jeder Beziehung annehmbarer. Da allem Anſt ein nach 
Dänemark ſehr viel an dem Handel gelegen iſt, wird ſich dort wohl ein Ge: 
fühl ſchmerzlicher Enttäuſchung geltend machen. Von den Vortheilen welche 
Samana bietet, wird durch Sachverſtändige eine Schilderung entworfen, wo⸗ 


nach es eine wahrhaft glänzende Acquiſition iſt, auch abgeſehen davon, daß 


her den Einwand gemacht, daß er von einem Militärarzte in Brieg für 
dauernd unbrauchbar erklärt worden ſei, und den Prof. Dr. Gitzler tele 
pranbije benachrichtigt, daß er ein Atteſt über feine Unbrauchbarkeit bei⸗ 
ringen würde. Endlich hatte er eingewendet, daß er zur Zeit der Mobil⸗ 


machung im Jahre 1866 Clauſur im Kloſter gehabt, ſo daß er Zeitungen zu- 


leſen und Kenntniß von der Mobilmachung zu nehmen nicht im Stande ge⸗ 
weſeu ſei, worüber er ein Atteſt des Priors beigebracht hatte. 


Vassrüſſel, 29. Jan. [Die zweite Kammer] haf geſtern die 
geht udlung über das Militärgeſetz wieder aufgenommen, doch er: 
ſehr man ſich noch immer in Syſtemfragen, über welche die Anſichten 
daß Ay aus einander gehen. Der Kriegsminiſter Renard erklärte, 
1851 e Regierung in Uebereinſtimmung mit den Commiſſionen von 
dem gund 1866 glaube, daß eine Armee von 100,000 Mann auf 
et ehe egsfuße genüge; dieſe beſtehe aber nur auf dem Papiere und 
Mann n, in Folge des Milizgeſetzes, daran zum wenigſten 15,000 


Der Gerichtshof konnte indeſſen auf die telegraphiſche Nachricht an den 
Profeſſor Gitzler keine Rücksicht nehmen, weil in derſelben keine Vollmacht 
des Angeklagten enthalten war, eben ſo wenig auf den zweiten Einwand, 
weil der Angeklagte ſelbſt ohne Kenntniß von der Mobilmachung ſich im 
October 1866 zu ſtellen verpflichtet 5 wäre und verurtheilte den An⸗ 

eklagten zu einer Geldbuße von 50 Thalern, event. zu einem Monat Ge⸗ 


ängniß. 8 b a a 

„ [Berfonalien.] Lehrer Ant, Przybilla in Zawisc als Schullehrer, 
Drganift und Küſter 10 Czarnowanz, ar Oppeln. Subſtitut Fr. Jackſch⸗ 
n 


als 3. Lehrer nach Steinau a. O. Schullehrer Fr. Glombitza in 


damit viel größere lee Vortheile verbunden wären, als mit der Erwer⸗ 
bung der däniſchen Inſeln. Auf einen Theil der noch nicht angewieſenen 
Kaufſumme für Alaska (390,000 D.) hat die Wittwe eines Capitäns Perkins 
in Maſſachuſetts, dem die ruſſiſche Regierung zur Zeit des Kriemkrieges con⸗ 
tractbrüchig geworden, Beſchlag gelegt. ! i 

Von der Union⸗Pacifie⸗Eiſenbahn! - find jetzt 540 Meilen dem 
Verkehr geöffnet, und es bleiben jetzt nur no Meilen bis zum Gipfel 
der B ac Hills, dem 8 für den Bau in Betracht kommenden Punkte 
des Felſengebirges. Selbſt in der Mitte des Winters wird mit den Arbei⸗ 


den, ſe Es ſollen nun die Beſtimmungen von 1851 verwirklicht wers | ten fortgefahren. Die dabei entfaltete Energie iſt im höchſten Grade an⸗ ? inzig Stein der nach Schmitſch 
1 Kat aber würde außer der Feſtungs⸗Artillerie, deren Vermehrung | zuertennen. ie ce N ara 70 e eee Oppeln 1 955 0 en 
geſchlagren erheiſche, keine Vermehrung der Armee eintreten. Die dor: Newyork, 17. Januar. (Dip ge 90 e e eee 8 3. Februar. Comm unales.] Nachd ſer 
mur Kr Demolirung der Feſtungen von Lüttich und Na⸗ Mitchell.] umlaufenden Gerüchten zufolge beabfichtigt Mr. Adams, 5 — ‚Meumankt; 185 rum. de 2 Nen e 
in onne er nicht zugeben, denn die Maas ſpiele eine große Rolle] der dieſſeitige Geſandte am engliſchen Dei einen Poften nieberzulegen die Stelle en Rathmanns unbeſetzt. Im Mai v. J. wurde durch 
und J. Vertheidigung des Landes, die Citadellen von Lüttich, Namur] und ſoll General M' Clellan fein Nachfolger werden. — Der Fenierf die deendigte Dienstzeit zweier Rathmänner eine Neuwahl nothwen“ 
dem wären von großem Nutzen. Die Laſten, welche die Armee] John Mitchell bittet in ſeinem Blatte „The New⸗Nork Citizen“ den] dig, welche dahin ausfiel, daß der bisherige Bau⸗Rathmannn Heininger 
mare Ade auferlege, feien geringer als in Oeſterreich, Frankreich, Däne⸗ Präfiventen Johnſon, ſſch nicht bei der Königin von Großbritannien] wiedergewählt or 1 an Der Sta: i Ds 
{ Der Mi- für die gefangenen Fenier zu verwenden, was der Congreß bekanntlich] ſchen zum Beigeorbneten 9 OR elbgießer Rißmann gew urde. 


niſter s altern, Holland, Italien, Schweden und Preußen. ie Beſtätigung des Erſtern ſeitens der k. Regierung ließ bis zum November 


: loß mit ei N 8 des bel: in darauf bezüglichen Reſolutionen verlangt hatte. Mitchell führt aus 0 Felge über⸗ 
en einem beredten Aufruf an den Patriotismus de bezug maus, p. J. auf ſich warten und ſchon hegte man Zweifel darüber, ob ſelbige über⸗ 
er met. Ferner erficht man aus den Erklärungen, welche der| «9 re = einem ſolchen Geſuche Fe der Engländer, die bes en erfolgen der Ri dtp (dor früher 7 a e 
und der Finanz⸗Mini i d treffenden Strafen zu verhängen, ane ein, was, vom Fenier⸗ den Herrn Landraih, betreffend ſetner Stimmenabgabe als liberaler Wahl: 

der er Finanz⸗Miniſter geben, daß der gegenwärtige Zuſtan f fen z hängen, an 8 De eworden war. Die Nichtbeftätigung des Herrn Rißmann erfolgte 


Standpunkte aus, die ganze Sache aufgeben hieße. „Wenn der Präſt⸗ 8 ed 
' echs Wochen ſpater, womit ſich das Stadtverordneten Collegium nickt be: 
dent ſich verwendet — ſagt der feniſche eee 1952 mehr Kraft, eat: das Geſuch um Best ung liegt jetzt Einem hohen Ministerium vor. 
als Grazie — ſo ſpucken wir auf ſeine Verwendung!“ N Was die Berfönlichteit ver beiden Gewählten betrifft, fo gehören beide zur liberalen 
Mexico, 28. Decbr. [Die britiſche Legation,] ſchreibt man] Partei mit ſtreng königl. Geſinnung, beide waren Unteroffiziere im Heere, 
beide haben ſich durch langjährige umſichtige Thätigkeit in der Communalver⸗ 


Werke die Antw erpen vortrefflich iſt, daß die projectirten neuen 
i rte des Platzes jedoch verdoppeln werden, daß die Re: 
an ncht alle wünſchenswerthen Arbeiten ſogleich ausführen 
Der Nin it, das Nöthige. 


mmen r des rn) iſt in Charleroi mit 1438 von, 1537 von hier, fo wie das Conſulat, obgleich abberufen, befänden ſich noch - tige: = . 
Fenchen SOBEWAhLE worden. beute —. in Brüſſel der Miniſter ber |in der Hauptſtadt. Das Verbrechen der europäiſchen Regierungen dort Ban Wr a m oe ae in Voit Jia 
a au, Herr Jamar, mit 1203 von 1285 Stimmen wieder: zu Lande iſt von jeher das Gelüſte geweſen, ſich in die inneren Ange: Communalänbgaben. und iſt der Gufte, welcher immer darauf hinweiſt, daß 

werpen legenheiten des Landes einzumiſchen und ſtets die reactionäre Partei zu ſes durch ſtrenge Prüfung aller Ausgaben doch endlich möglich werde, den 


Zuſchlag mit 100 pCt. (vom 1. April an noch 25 pet. auf Kriegsſchulden 
zu befeiti en, we = die königliche Deperung. fortwährend mit Recht 
dringt. Dabei hat ſich aber auch eine Partei gebildet, welche ſich dieſem 
ſchroff gegenüberſtellt und bereit ift, mit offenen Händen aus dem Commu⸗ 

d zu ſpenden, mit dem Motto: „Wenn's nicht langt, muß es aufges + 
bracht werden.“ 5 Ya 


begünſtigen. Von einem Schnitzer zum andern ſind fie Schritt für 
Schritt in die Intervention hmeingerathen und dann zu den gegenwär⸗ 
tigen Zuſtänden gelangt. Als unabhängige Nation hat Mexico voll: 
kommen das Recht, als Repräſentanten fremder Mächte dieſelben Per 
ſonen anzuerkennen oder zurückzuweiſen, welche früher jene Mächte am 


meldet man bon Das Ende des eſuiten⸗Proceſſes.] Der „K. Z.“ 
Zuge ſchon . Zei daß der of Mensch Debuck, der ſeit ſo vielen 
in Anſpru⸗ ei eit zu Zeit immer wieder die öffentliche Aufmerkſamkeit 

enoit Debuck im Madlich ein Ende gefunden hat. Wie berichtet, wurde 
ihm „geföriebenen Brie Sie im ae u wegen —.— . — 

uiten, d mit Todesdrohungen gegen den Provinzial der 
Lene den Pater ff dice Saat hans Ta auf De Gef 


» 


Auswärtige amtliche Wafler-Napporte: 
N Ratibor, 5. Februar, ruh 7 Uhr. Stand am Pegel 14 Fuß 2 Zoll. 
Nachm. 4 Uhr 13 Fuß 8 Zell. Auf einigen kleinen Strecken iſt das Eis 


1 ril 1867 bis 1. April 1868) zu zahlen, 


5 


en 
tion der er a Stadtſchule 
n 


irg, 2. Februar. [Schule. — Witterung.) Das Jahr 

1896 be eg Differenz mit der königl. Bergbehörde wegen Be⸗ 
ahlung des Schulgeldes der Knappſchaftsgenoſſen aus dem Freikurgelder⸗ 
onds zum gedeihlichen Ausgange für die ebangeliſche und katholiſche chul⸗ 
einde gebracht, indem nicht allein ein eu quantum für das Schulgeld, 
erechnet nach der wahrſcheinlichen Vermehrung der Kinder auf die Dauer 
von 5 Jahren, feſtgeſezt, ſondern daſſelbe auch capitaliſirt wurde, um beiden 
Gemeinden vie Koſten für die ſtattfindenden Neubauten zu erleichtern. Der 
evangeliſchen Schulgemeinde iſt von der aan des Freikurgelderfonds 
eine Averſtonalſumme von 15,000 T 1 ah eine 


die übrigen Bauſchulden abgeſtoßen ſind, bei der katholiſchen aber W wo 


m kaufe des 


ber 1867 wurden die tſchule 


9 zuſammen 6423 Th 
te 


d 
n 


iſt 5 Froſt und Thau⸗ 


undheitszuſtand in unſerem Gebirge ein verhältnißmäßig günſtiger zu nen⸗ 
— Wenn den Klagen über Theuerung nur nicht Klagen über Noth 
folgten! 

2 Oppeln, 3. Februar. Eid de 
Orten unſerer Probinz gemeldete be 
eden Freund derſelben i 


betrifft, ſo ſcheint dieſelbe an 1 ebender 
orlä 0 icht in Erwägung gezogen worden zu fein. Vielleicht 
Komet zit, wenn dieſelbe noch far längere Zeit ad acta gelegt wird. 


Telegraphiſche Witterungsberichte vom 5. Februar. 


RT Baromet. Therm. Wind, Allgemeine 

g Ort. | ze Reaum. tt Aa Him nels» Anficht, 

6 Meme 3204 0, [W. ach. Bedeckt. 

2 Aungtberg 332,1 0,7 W. 0 ſtark. Bedeckt, Rg.eu. Schnee. 
tettin 337,1 3,2 Nö., Sturm Wolkig, Ncht. Schnee. 

— Natibor 3310 | 33 [F. ftart. nee. 

— Münſter 3394 | 42 W., ſchwach. Trübe. 

— Trier 336,9 3,3 W., mäßig. Trübe. 

7 Flensburg 3378 | 2,8 Y tebbatt, Heiter 
ris — — 4 — — 

— aranda == — 5 en — 

— 55 fors — — — — 

— Petersburg — — ar _ 

— Moskau — — 

— Stockholm —— — — — 


— Skudesnäs 
Meteorologiſche Beobachtungen. 


Der Barometerſtand bei 0 Grd. 5 Luft- Wind- 
in Pariſer Kalle, die Tempera ⸗ ** Tempe- re und Wetter. 
tur der Luft nach Reaumur. rometer. ratur. tärke. 


Trübe. 


+4,0 1 
Regnicht. 


Breslau, 5. Febr. 10 U. Ab. 72 
ze, S 22 7458 


333, W. 2. 
6. Februar 6 U. Mia. 331, | W. 4. 


— 


zuſammengerückt, aber noch kein Eisgang. 
Breslau, 6. Febr. [Waſſerſtand⸗] O.⸗P. 17 F. 5 3. U.⸗P. 5 F. 6 3. 
Eisſtand. 


Telegraphiſche Depeſch 
aus e . 

Nom, 4. Febr. Der „Oſſervatore Romano“ dementirt die Nach⸗ 
richt, daß der Papſt die italleniſchen Bifhöfe angewieſen habe, ein 
Tedeum für die Siege der Kirche zu feiern. Daſſelbe Blatt dementirt 
ferner die Nachricht von einer in Rom bei Franz II. ſtattgebabten 
Zufammenfunft von Vertretern der depoſſedirten italieniſchen Fürften. _ 

Florenz, 5. Febr. Aus Civitavecchia wird die Ankunft von drei 
franzöſiſchen Transportdampfern gemeldet, um die zur Rückkehr be⸗ 
ſtimmten Gavallerie: und Artillerie⸗Corps an Bord zu nehmen. 
wird beſtätigt, daß die zurſickbleibenden Truppen die Stärke einer Di- 
viſton nicht überſteigen werden. — Odo Ruſſell, der Geſchäftsträger 
Großbritanniens beim heiligen Stuhle, hat ſich mit einer Tochter Lord 
Clarendon's verlobt. 

Neapel, 5. Februar. 
wirft Aſche und Lavamaſſen aus. 


Erdſtöße. l 

Bern, 5. Febr. Der preußiſche Geſandte, General v. Röder, 
wird morgen behufs Ueberreichung feiner Beglaubigungeſchreiben als 
Geſandter des norddeutſchen Bundes von dem Bundespräſidenten em⸗ 
pfangen werden. 1 

Paris, 5. Februar, Abends. Die „France“ meldet: Metternich 
conferirte geſtern mit Mouſtier und theilte. Oeſterreichs Haltung wegen 
der Donau⸗Uͤferſtaaten mit. Die „Preſſe“ hat Nachrichten aus Bul⸗ 
garien, daß eine ernſte, ſeit lange vorbereitete aufſtändiſche Bewegung 


dem Ausbruch nahe ſei. 1 5 
Paris, 4. Februar. Geſetzgebender Körper. In feiner heutigen 


Der Ausbruch des Veſuv wird ſtärker; er 
In vergangener Nacht erfolgten drei 


hlt.“ wir haben die Mittel, dieſelbe im Zaume zu halten. 


ES 


384 — N 
Rede beſprach der Staatsminiſter Rouher den kaiſerlichen Brief vom en und maren nicht eben unbeliebt. Bei den ruſſ. Fonds ließen 
19. Januar v. J. und ſtellte in Abrede, daß die Regierung verfucht ee den Geinpationefanberelen "gingen fene waren 20 fel 
habe, die liberale Bewegung zu hemmen. Wir haben, ſagte der Mi- N 078 ö 1 h 

nifter, das uns anvertraute Werk aufrichtig übernommen. Es haben Waun d 1e aul, Woti, Tits sus 2 auf u 
ſich gewiſſe Bedenken über die Zweckmäßigkeit des Geſetzes Fundgegeben. | kirchener 70% G.; Einbeimiche Prioritäten ohne Beachtung. Am 2 ahn⸗ 
Wir baben reiflich die Frage geprüft, und das Reſultat dieſer Prüfung iſt] markt blieb Coſelern die Gunſt der Börſe, man handelte größere Poſten 
der feſte Wille, das Geſetz mit aller Kraft aufrechtzuhalten. Dieſe Ver: a ‚aber gel 5 —— Cee n ae en . 
pflichtung ſind wir eingegangen, und vor einer Verpflichtung weicht eine ſonſt ſchle. A ö FH pet. 
ſtarke Regierung niemals zurück Wir fürchten die Hu nicht, denn e n Dasen hoc. Wee bee ee 8 55 
Der Miniſter 


Cölner, Mainzer wichen weiter, Rheiniſche hoben ſich etwas. Gute 
erhielt ſich IS Badische a ohne daß ſich der Preis d 

glaubt nicht an die Beſchwichtigung der Parteien, wohl aber an die 

Ohnmacht derſelben. Darum müſſe die Majorität feſt zu den Ent⸗ 


weſentlich gehoben hätte. Von Banken gingen Darmit, rege um und 
abermals 1 pCt. mehr, 7 profitirten 1%, Weimar 1 pCt., ebenſo 
ſchlüſſen der Regierung ſtehen und ſich nicht ſpalten. Der Miniſter 
ſchließt: „Eine neue Generation iſt gekommen. Die 4 Millionen Wäh⸗ 


gewannen Danziger und alte Bremer, für Poſener wurde weſentlich weni 
geboten, Von preuß. Anleihen waren die 4/4 pCt., heute — ee 

ler, welche das Kaiſerthum errichteten, ſind nicht mehr. Neue 4 Mil⸗ 

lionen Wähler beleben die Nation mit neuem Eifer. Wir dürfen ſie 


tage der neuen Emiſſion, unbedeuteud billiger, das Gejchäft i i 
in Fonds nicht umfänglich. — Prämie für Amerikaner — ult. N —4. 
nicht aufhalten, wohl aber müſſen wir ſie leiten.“ Artikel 1 und 2 

des Preßgeſetzes werden angenommen. 


per ult. März 77—Y, B. u. H. 8. 
Berliner Börse vom 5. Februar 1868. 
London, 4. Februar. Aus allen Theilen des Landes laufen Be⸗ 
richte über durch Sturm verurſachte Unfälle und Verheerungen ein. 


en Poſten % theurer um; 


Fonds und Geld-Course, 
Freiw. Staats-Anl.. . 95½ bz. 
b Hl en 188008 70% 5, 


Eisenbahn-Stamm-Aotien. 


Große Landſtrecken ſtehen völlig unter Waſſer; ganze Schaafheerden! t 1854.08.07144 105% da ehen Ma, = 
ertranken. Verluſt an Menſchenleben wurde vornehmlich durch das] die 250 % 5 Amsterd. Rottd, | 714 | 48 
Einſtürzen von Schornſteinen verurſacht. Ungeachtet der Gewalt des] dito 1864 9 0 br. erfinAnhalt, 18. 130 
Unmetterd wird von keinen bedeutenden Schiffsunfällen in der Nähe| ds 88024 80 5 Go ee |Z 
der Küſte berichtet. Man ſieht indeſſen Unglücks⸗Botſchaften aus wei⸗ dito 19 142 Berlin-Hamburg| 014 | 9 
terer Ferne entgegen, da in Folge des ſtarken Südweſtwindes viele] Staats-Schuldscheine ate iet bs Berlin Sterne 1 8, er 
Schiffe aus ihrem Cours weit in die hohe See hinaus getrieben oz | Tr . dealer re N 
den. Aus Dublin wird die Verhaftung dreier Fenier berichtet. Der] P (Pa u ens 16764 br. ln. Minden. da ge 
zur Zeit zu Warwick gefangen gehaltene feniſche Colonel Burke, zu] & Jrosensche . ac ee, 4 4 
deſſen Befreiung das Erploſions⸗Attentat zu Clerkenwell erfolgt ſeinſ / a deueſ4 als be. u. B. Odi Ludwigb 8 | 8 
ſollte, wird wegen intellectueller Miturheberſchaft muthmaßlich eben: | = ‚Schlesische . 40% g. Ludwigsh. Bexb.|10 103% 
falls unter Anklage „überlegten Mordes“ -geftellt werden. eee ee 
. D f. N) e Se 880 Matte 8 | = 
Southampton, 3. Februar. Nach den neueſten Nachrichten aus] 3 )Westpn.u.ihein.la 1024 de. |Neisse.Brieger..| 80 | — 
Buenod-Ayres iſt dort die Cholera (wie bereits gemeldet) wieder in|&\schiesische....a 00 br ieassent Mika 8 
verſtärktem Maaße aufgetreten, fo daß die Bevölkerung die Stadt ver: | Louisator 1124, F. cet nb. 86 ½ ba Nordbahn, Hess. = 2 
läßt, um fid in geſunderer Gegend Lager zu errichten. Allgemeiner] W = Pen == D u 12 
Schrecken herrſcht und das Geſchäft liegt ganz darnieder. Särge wer⸗ boden Meral, 8 fen dr. u. u. Oe E n ( 
den auf Möbelwagen fortgeſchafft und man findet kaum fo viel Ar-] d Pt 80 8 1 5 Oestr.südl.8t-B. l. Da 
beiter, um die Gräber zu bereiten. Die letzten Kriegsberichte find] dito Late 64 16 @. e 
ohne Intereſſe, im Lager wüthet die Cholera. Unter dem Vieh und] Zi ace 127 d. bc r 
hauptſächlich den Schafen der Landleute iſt ebenfalls eine Krankheit] far, neue t 1890 8 1137 ba. dito Stamm- Fr.? — 
„ausgebrochen. Das Land ift ſehr im Werthe geſunken. (T. B. f. N.) | dito of Ser. Hale eig dee. target osen % 4% 
Edinburg, 4. Februar. Geſtern Abend fand unter dem Vorſſtz] ate agu. Plunder. 4 [or bir . emen e . 
des Land⸗Provoſt von Edinburg ein großes Meeting ſtatt, auf welchem] ken n. a 800 K 1. 8. — ER 
eine Petition an das Parlament beſchloſſen wurde, des Inhalts, eine Kurhes, 40 Dir. Ob. s & Bank- und Industrie-Papiere. 
aden, . Loosel— 2 


Amerikan. St.- Anl. . 6 [70% & ig ba. 
Eisenbahn-Prioritäts-Aotien. 


Vermehrung der ſchottiſchen Parlaments⸗Sitze eintreten zu laſſen. 
(T. B. f. N.) 


Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. e 11 57 „ erer enk. 2% | 1 
(Wolſf's Telegr. Bureau.) a ba Gothaer 6 


dito 4½ 9. . 
Paris, 5. Februar, Nachm. 3 Uhr. Feſt. Conſols von Mittags 1 Uhr] master 11 — tw.br.u.B: 


Oöln-Mi 1 0 

waren 93% gemeldet. Schluß⸗Courſe: Z3proc. Rente 68, 65. Italien. ee ie 07 0. Merci B. 

proc. Rente 43, 70. Oeſterr. Staats⸗ Eiſenbahn⸗Actien 522, 50. Credit⸗ er 4 920 Königsberger B. 

J Mobil.⸗Actien 180, —. Lomb. Eiſenh.⸗Actien 358, 75. Oeſterreich. Anleihe“ alto “m 41 91 be d. B n 

von 1865 pr. ept. 345, —. proc. Ber. St.⸗Anl. pr. 1882 (ungeſt.) 81%.| dito 1.14 89% ba en Le 
London, 5. Februar, Nachmitt. 4 Uhr. Schluß-Courfer onſols dito Va 9 bn. Preuss. Bank-A. 101% 7 

93%. Iproc. Spanier 3612 Italieniſche 5proc. Rente 43%. Lombarden en ja ie un [Tbüringer Bank 

14%; 115 15%. 5% Ruſſen 87. Neue Ruſſen u Silber 9071 B.] dito I. 4617 bn, e 

Türk. Anleihe von 1865 32 ,. (proc. Verein. Staaten⸗Anl. pro 1882 71% | e kern. Bl bu m % —— 

9 5 6 50 find heute 187,000 Pfd. St. und in dieſer Woche 539,000 Weder Mar - +4 9 0 = Berl. Hand -Gen. 3 109%, atw. ba. 
. St. gefloſſen. dito una 66 4 bz. oburg. Credb. A. 4 70% B, 
Frankfurt a. M., 5. Februar, Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. | . 40 IV. 4% 96 dr. Darmstädter „, on . 186% be 

Schluß⸗Courſe: Wiener Wechſel 99%. Oeſterr. National⸗Anleihe 54%. | aan K %% 11001 ehbau.B, Dise. ben lh. 8 1 1 be 

6% Verein. Staaten⸗Anleihe pr. 1882 75%. Heſſiſche Ludwigsbahn 131% d, 5.8½ 7% B Genfer Credb.-A. 0 23 bz. 

Baieriſche Prämien⸗Anleihe 99%. 1854er Looſe 62%. 1860er Looſe 70% 118 9 2 e er 27 85. 5 

1864er Looſe 80%. — Felt. Nach Schluß der Börſe: Creditactien 186%, 3 wir 170 b. oldauer Lds.-B — 19% deu. 8 

1860er Looſe 70%, Staatsbahn 245%. dito F. a a e e m 80.8 79% ba 

Frankfurt a. M., 5. Februar, Abends. [Eifecten-Societät] Zeit,| to 9.402304, 0 e F 

iemlich animirt. Amerikaner per Medio 75 ., Creditactien 187%, Steuer: Usteer dl BB 15 200% 84. 2 

Freie Anleihe 49%. 1860er Looſe 71. Stagtsbahn 246. Nat.⸗Anl. 54%. | Rhein. v. St. gar. 4% — . NMinerva..... * 24% ba. u. 6. 
Wien, 5. Febr. [Abend ⸗Börſe.] Credit⸗Actien 187, 60. 1860er ein- ahe-B gar. 4 ½ 93 ba. br,v.Eisenbäf, 10 131% ba. 


Hambur 
Hamburger € 
Credit⸗Actien 


5. Februar, Nachmittags 
0 e 845 . National⸗Anleihe 55. 
e 1800er 


Bank 119. Rheiniſche Bahn 114%. Nordbahn 94 . Altona⸗Kiel —. 0% — / g 
nl ei Anleihe —. 1864er Rufſiſche Prämien⸗Anleihe 96%, 1866er ma A RE F 
uſſ. Prämien « Anleihe 95. proc. Verein. St.⸗ Anleihe pr. 1882 69 . # Breslau, 6, Februar. Bei ruhigem Geſchäftsvertehr und ſchwachen 


Angeboten haben ſich Getreide-Preiſe am heutigen Markte vollkommen be: 


hauptet. 
Weizen behielt matte Stimmung, pr. 84 Pfd. ſchleſſiſcher weißer 108-— 
fte Sorte 2—3 Sgr. über Notiz bezahlt. 
54 Pfund 90.— 95 Sgr., feinſte 
2 — Gerſte ruh iger, pr. 74 Pfund gelbe 


Bohnen gute el 


Fine Bengal — N 8 u 
Egyptian — Smyrna 6%. Schwimmende Orleans —. 
ſchwimmend —. 


Sgr. pr. Schfl. Sgr. pr. Sack a 150 Pfd. Brutto, 


Bremen, 5. Febr. Petroleum. Standard white, loco 5%. ; N 8 108-117 121 e 

Antwerpen, 5. gen e d 30 Min, etroleum Markt.], Gelber Weizen. 107114119 fer dart... 17 —182—192 
(Schluß⸗Bericht) Weichend. Ruhig. Raffin. Type weiß, loco 41 bez. u. Roggen 90— 94— 95 Winter⸗Rübſen 160—170—180 
E et (Bericht von Volkart Brothers.) Seinde Baum: 5 8 ai er er 
wolle 4% D., © und Fracht“, Seſamſaat ſchwarze 30 Rs. Cours auf Fable ER ER eig, 


oſt 
London 2% D. Head nach England 75 


‚abends, ( a emo von Jules Siegfrid 


(Pr. atlantiſches Kabel.) (Bericht von 
Bit 77 D, En ordi⸗ 
ſchiff nach Liverpool 


74— 
Kleeſaat in feſter Stimmung, rothe 12 —14—15 ½ Thlr. pr, Ctr. 
hochfeine über Notiz, — weiße zumeiſt in geringen Qualitäten E 
8 929 2 Thlr. pr. Ctr., hochfeine ia Nell. x 1 mE 
Thymothee wenig beachtet, 7—8—9 Thlr. pr. Ctr. 
Kartoffeln pr. Sad a 150 Pfd. 30—40 Sgr., Metze 1 —2 Sgr. 


Berlin, 2. Febr. [Vieh.] An Schlachtdieh waren auf hieſigen Vieh⸗ 
markt heute pr Verkauf angetrieben: 

982 Stück Hornvieh. Der Dat war nur mäßig betrieben; Kauflust 
10 te ſich im Allgemeinen nur ſchwach, für feine Kernwgare wurden jed 
eſſer Preiſe angelegt, als vorwöchentlich, da dieſe Qualität am Markte für 
den Bedarf nicht hinreichend vertreten; auch wurde der Markt durch die 
Rheinländer, welche am Schluß des Marktes noch 585 Einkäufe machten 
ziemlich geräumt; Primawaare wurde mit 17-18 lr., ſecunda mit 1 
bis 10 Thlr. und tertig mit 1112 Thlr. pro 100 Pfd. Fleiſchgewicht bezahlt. 

2918 Stuck Schweine. Das Verkaufsgeſchäft verlief ni t lebhaft, da ger 
gen vorwöchentlich ca. 500 Schweine mehr auf den Markt gekommen und 
ein beſonders reichlicher Conſum nicht ſtattgehabt hatte; nach außerhalb fand 
anch kein Verſand ſtatt; feinſte Kernwaare erreichte höͤchſtens den Preis von 
17 Thlr., mittel 15 Thlr. und ordinäre 13 Thlr. pro 100 Pfd. Fleiſchgewicht. 

2833 Stück Schafvieh. Der Hammelhandel kann nur als ſehr pend 
83 tie 10 mas — 5 ne Ze Wee I‘ 
en; die u t itterung influirte nachtheilig auf die Preiſe, jo 
für 40 Pfd. Fleiſhgewicht ſchwerer Kernwaare hoͤchſtens 7 Thlr. gewährt 


wurden. 
815 Stück Kälber erzielten nur gedrückte Preiſe, da ſich nur wenig Be⸗ 
darf bemerkbar mac 1... i ö 


Verantwortlicher Medactenr: Dr. Stein. a 
Druck von Graß, Barth nd Comp. (W. Frie ) in Breslau. 


Newport, 5. Februar, Abends 6 Uhr. Wechſel auf London 109%. Gold⸗ 
agie 41%. Bonds 11177. Illinois 135. Criebahn 72%. Baumwolle 19, 
10 gen 22. Bonds von 1885 110. Bonds von 1904 104%, Mehl 


[2 2 2 
Paris, 5, Febr, Nachm. 5 Uhr 30 Min. Weizen unverändert, ſchwer 
verkäuflich, eher weichende Tendenz, geringere Qualität ganz unverkäuflich. 
Ro Au 32, 50. Mehl pr. Februar 89, 25, pr. März⸗April 88, 50. 
mſterdam, 5. Februar, Nachmitt. 4 Uhr 30 Min, Getreidemarkt 
Here ericht). Weizen ſtill. Petersburger Roggen loco flauer, pr. März 
313, pro Juli 303. Raps pr. Mai 67. Rüböl pr. Mai 3447, pr. No: 
vember⸗Decbr. 36. a . g 


(Der heutige Londoner Getreidemarkt iſt noch nicht eingetroffen.) 


Berlin, 5. Febr. Pariſer und Wiener Courſe übten auf den hieſigen 
Verkehr ſoweit nachtheiligen Einfluß, als fie der geſchäftlichen Stille weiteren 
Vorſchub leiſteten. Lombarden waren beleht, trugen aber der Pariſer nie⸗ 
drigeren Notiz Rechnung, auch Franzoſen behaupteten ſich bei guten Umſätzen 
nicht vollſtändig; Oeſterr. Credit firte Wien und bartirte ſomit im Preiſe 
nicht weſentlich; Looſe stellten ſich etwas niedriger, während, mit Ausnahme 
bon 1864 r Anleihen, die etwas billiger gefragt blieben, öſterr. Fonds beſſere 
Courſe erzielten. Amerikaner ließen ſich von der abermals höheren Newyor⸗ 
ker Goldnotirung faſt gar nicht tangiren, Italiener erfuhren nur mäßige 


